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(Kinder- und Jugendhilfeverwaltungsvereinfachungsgesetz - KJWG) 


A. Problem und Ziel 

Die Regelungen des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugend- 
hilfe — (SGB Vlll) zur Kostenheranziehung und die Verordnung zur Fest- 
setzung der Kostenbeiträge für Leistungen und vorläufige Maßnahmen in der 
Kinder- und Jugendhilfe (Kostenbeitragsverordnung - KostenbeitragsV) wur- 
den seit ihrer Neugestaltung im Rahmen des Gesetzes zur Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungs- 
gesetz — KICK) vom 8. September 2005 (BGBl. I S. 2729) nicht mehr an die 
wirtschaftlichen und rechtlichen Entwicklungen angepasst. Darauf hat auch das 
Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung vom 19. August 2010 
(BVerwGE 137, 357 bis 368) hingewiesen. Auch um sicherzustellen, dass die 
ursprünglich mit der Reform der Kostenheranziehung in der Kinder- und Jugend- 
hilfe verbundene Intention der Verwaltungsvereinfachung zum Tragen kommt, 
muss das Recht der Kostenbeteiligung in der Kinder- und Jugendhilfe weiter- 
entwickelt werden. 

Zur Sicherstellung einer belastbaren Datenlage für eine empirische Dauerbeob- 
achtung des Arbeitsfelds der Kinder- und Jugendhilfe müssen die Vorschriften 
über die Kinder- und Jugendhilfestatistik verbessert werden, vor allem im Be- 
reich der Kinder- und Jugendarbeit und im Hinblick auf die Häufigkeit und den 
Berichtszeitraum von Erhebungen zu den Einrichtungen und (in ihnen tätigen) 
Personen (ohne Kindertageseinrichtungen). 

Im Übrigen besteht auch Klarstellungs- und Anpassungsbedarf bei den Rege- 
lungen zur Förderung der Jugendarbeit durch den Bund, insbesondere in den 
Bereichen der politischen Bildung, der Jugendverbandsarbeit und der internati- 
onalen Jugendarbeit, sowie bei den Regelungen zu den Unterstützungsleistun- 
gen der Kinder- und Jugendhilfe in Bezug auf das Umgangsrecht von Kindern 
und Jugendlichen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht Folgendes vor: 

1. Die Regelungen zur Kostenbeitragserhebung für vollstationäre und teilsta- 
tionäre Leistungen sowie vorläufige Maßnahmen in der Kinder- und Jugend- 
hilfe werden an die aktuellen wirtschaftlichen und rechtlichen Entwicklun- 
gen angepasst. Dabei wird neben einer gerechteren Verteilung finanzieller 
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Belastungen und einer stärkeren Berücksichtigung bestehender Verpflich- 
tungen nach dem Unterhaltsrecht auf Seiten der kostenbeitragspflichtigen 
Eltern durch eine Entlastung niedriger Einkommensgruppen der unterhalts- 
rechtliche Selbstbehalt gewährleistet. Dies führt im Zusammenwirken mit 
einer parallel vorzunehmenden Anpassung der Kostenbeitragsverordnung zu 
einer erheblichen Verwaltungsvereinfachung auf Seiten der örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe bei gleichzeitiger Sicherung der Einnahmen. 

2. Vor dem Hintergrund der aufgrund des Urteils des Oberverwaltungsgerichts 
(OVG) Berlin-Brandenburg vom 14. März 2012 (OVG 6 B 19.11, NVwZ 
2012, 1265 bis 1272) strittigen Rechtsauslegung wird klargestellt, dass sich 
die Rechtsgrundlage für die Anregung und Förderung des Bundes bei der 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe auch auf überregionale Tätig- 
keiten politischer Jugendorganisationen auf dem Gebiet der politischen Bil- 
dung, der Jugendverbandsarbeit und der internationalen Jugendarbeit als Teil- 
bereiche der Jugendarbeit bezieht. 

3. Zur Verbesserung der Datenlage in der Kinder- und Jugendhilfe werden ins- 
besondere die statistischen Erhebungen zur Kinder- und Jugendarbeit neu 
konzipiert und Nachbesserungen in den Erhebungsmerkmalen zur Adoption 
vorgenommen; ferner wird die Häufigkeit der Erhebungen zu den Einrich- 
tungen und (in ihnen tätigen) Personen (ohne Tageseinrichtungen für Kin- 
der) erhöht. 

4. Die Unterstützung der Kinder und Jugendlichen beim Umgang mit den um- 
gangsberechtigten Personen wird auf den Umgang mit dem leiblichen, nicht 
rechtlichen Vater ausgedehnt. 

5. Die Befristung des Leistungstatbestandes zur Hilfe für die Betreuung in 
einer Pfiegefamilie im Rahmen der Eingliederungshilfe für behinderte Men- 
schen wird verlängert. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Bei voraussichtlich 1 000 Fällen pro Jahr, in denen Kinder und Jugendliche mit 
der Bitte an die Jugendhilfe herantreten, sie beim Umgang mit dem leiblichen, 
nicht rechtlichen Vater zu beraten und zu unterstützen, entsteht ein jährlicher 
Zeitaufwand von 583 Stunden (Beratungstermin einschließlich Warte- und 
Wegezeit) sowie ein monetärer Aufwand in Höhe von insgesamt 4 000 Euro 
(Fahrtkosten) jährlich für die betroffenen Kinder und Jugendlichen. 

Es ist davon auszugehen, dass jährlich ungefähr 15 000 Kostenbeitragspfiich- 
tige einen Antrag auf Neuberechnung ihres durchschnittlichen Monatseinkom- 
mens nach § 93 Absatz 4 SGB VIII stellen werden, was voraussichtlich zu 
einem monetären Aufwand von jährlich 30 000 Euro (Porto- und Kopierkosten) 
sowie zu einem jährlichen Zeitaufwand für die Antragstellung von 2 500 Stun- 
den für diese Bürgerinnen und Bürger führen wird. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch die Erweiterung einer Informationspflicht 
im Zuge der Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfestatistik zusätzli- 
che Bürokratiekosten in Höhe von insgesamt rund 380 000 Euro jährlich. Die- 
ser Mehraufwand bezieht sich im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit hin- 
sichtlich einer zeitlichen und inhaltlichen Erweiterung der Informationspflicht 
auf rund 20 000 freie Träger der Jugendhilfe und umfasst damit rund 6 Euro pro 
Träger und Jahr. Im Bereich der Kindertagesbetreuung entstehen hinsichtlich 
einer inhaltlichen Erweiterung der Informationspflicht für rund 35 000 freie 
Träger der Jugendhilfe jährlich rund 2 Euro höhere Kosten. Bei sonstigen Ein- 
richtungen ergeben sich aus einer zeitlichen Erweiterung der Informations- 
pflicht für rund 14 000 freie Träger der Jugendhilfe Mehrkosten in Höhe von 
rund 14 Euro pro Träger und Jahr. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Für den Bund 

Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik entstehen für den 
Bund einmalige Umstellungskosten in Höhe von 43 500 Euro für die Einfüh- 
rung des neuen Erhebungskonzepts und jährliche Kosten für die Durchführung 
der Erhebung in Höhe von 13 300 Euro. 

Diese Kosten werden durch eine Umschichtung aus Einzelplan 17 in den Ein- 
zelplan 06 mit Wirkung ab dem Haushaltsjahr 2014 kompensiert. 

Die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB XII (Artikel 2) hat keine Auswir- 
kungen auf den Bundeshaushalt, weil die Finanzierung der Kosten der Einglie- 
derungshilfe für behinderte Menschen bei den Ländern und Kommunen liegt. 

Für die Länder 

Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik entstehen für die 
Länder einmalige Umstellungskosten in Höhe von rund 223 700 Euro (durch- 
schnittlich rund 14 000 Euro pro Land). Der jährliche Mehraufwand für die 
Durchführung der Erhebung beläuft sich auf rund 599 400 Euro; das bedeutet 
im Durchschnitt rund 37 500 Euro jährlich pro Land. 

Durch die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB XU (Artikel 2) entstehen 
keine Mehrkosten, weil die jetzige Rechtslage bis zum 31. Dezember 2018 un- 
verändert verlängert wird. 

Für die Kommunen 

Durch die Änderungen der Heranziehung zu Kostenbeiträgen entsteht bei der 
Erfüllung der Aufgaben insgesamt eine Mehrbelastung für die Kommunen in 
Höhe von rund 166 444 Euro. 

Auf der Grundlage dieses Gesetzes wird auch die Kostenbeitragsverordnung 
zum SGB Vlll geändert. Durch die Änderungsverordnung entsteht eine Entlas- 
tung der Kommunen in Höhe von insgesamt rund 1,8 Mio. Euro. 

Die Berücksichtigung des neuen Rechtsanspruchs von leiblichen, nicht rechtli- 
chen Vätern auf Umgang mit ihrem Kind führt zu Mehrkosten bei den Jugend- 
ämtern in Höhe von 750 000 Euro. 

Die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik ist für die Kommunen als 
„Datenmelder“ mit einem jährlichen Mehraufwand in Höhe von rund 151 000 
Euro verbunden. 
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Durch die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB XU (Artikel 2) entstehen 
keine Mehrkosten, weil die jetzige Rechtslage bis zum 31. Dezember 2018 un- 
verändert verlängert wird. 


F. Weitere Kosten 

Durch die Gleichbehandlung der Eltern von jungen Müttern und der Eltern von 
jungen Vätern entsteht eine Entlastung der Bürgerinnen und Bürger in Flöhe 
von 1,1 Mio. Euro. Diese stellt gleichzeitig eine Belastung der Kommunen dar. 

Die zusätzliche Erhebung eines Kostenbeitrags in Flöhe des Kindergeldes führt 
zu Mehreinnahmen für die Verwaltung in Flöhe von 25,3 Mio. Euro. In dieser 
Flöhe entsteht eine zusätzliche Belastung der Bürgerinnen und Bürger. Diese 
Mehreinnahmen sind jedoch im Zusammenhang mit den Kostenfolgen der Ers- 
ten Änderungsverordnung zur Kostenbeitragsverordnung zu sehen, die parallel 
auf den Weg gebracht wird. Diese enthält unter anderem eine Entlastung für die 
Bürgerinnen und Bürger in Flöhe von 23,5 Mio. Euro. 

Der Wirtschaft, insbesondere mittelständische Unternehmen, entstehen keine 
zusätzlichen Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Buindesrepubok Deutschland 


Berlin, April 2013 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verwaltungsvereinfachung in der Kinder- und 
Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfevenvaltungsvereinfachungsgesetz - 
KJWG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 908. Sitzung am 22. März 2013 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Verwaltungsvereinfachung in der 
Kinder- und Jugendhilfe 

(Kinder- und Jugendhilfeverwaltungsvereinfachungsgesetz - KJWG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Aehten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugend- 
hilfe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep- 
tember 2012 (BGBl. 1 S. 2022), das zuletzt durch ... ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zum Zweiten 
Abschnitt des Achten Kapitels nach dem Wort „Leistun- 
gen“ das Wort „und“ durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

2. ln § 18 Absatz 3 Satz 2 werden das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt und nach der Angabe „1685“ die An- 
gabe „und 1686a“ eingefugt. 

3. ln § 39 Absatz 2 Satz 4 wird nach der Angabe „§ 35a 
Absatz 2“ die Angabe „Satz 2“ gestrichen. 

4. Dem § 83 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Hierzu gehören auch die überregionalen Tätigkeiten der 
Jugendorganisationen der politischen Parteien auf dem 
Gebiet der Jugendarbeit.“ 

5. ln § 89a Absatz 2 werden nach dem Wort „bleibt“ die 
Wörter „oder wird“ eingefügt. 

6. ln § 92 Absatz 4 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„schwanger ist oder“ die Wörter „der junge Mensch oder 
die nach § 19 leistungsberechtigte Person“ eingefügt. 

7. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 4 werden dem Wort „Leistungen“ 
die Wörter „Kindergeld und“ vorangestellt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird Satz 4. 

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 2 
und 3. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Maßgeblich ist das durchschnittliche Monats- 
einkommen, das die kostenbeitragspflichtige Person 
in dem Kalenderjahr erzielt hat, welches dem jewei- 
ligen Kalenderjahr der Leistung oder Maßnahme vor- 
angeht. Auf Antrag der kostenbeitragspflichtigen 
Person wird dieses Einkommen nachträglich durch 
das durchschnittliche Monatseinkommen ersetzt, 
welches die Person in dem jeweiligen Kalenderjahr 
der Leistung oder Maßnahme erzielt hat. Der Antrag 
kann innerhalb eines Jahres nach Ablauf dieses Ka- 
lenderjahres gestellt werden.“ 


8. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „dieser“ die 
Wörter „unabhängig von einer Heranziehung 
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 und nach Maßgabe 
des Absatzes 1 Satz 3 und 4“ eingefügt und das 
Wort „mindestens“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Kostenbei- 
trag“ die Wörter „nach Satz 1“ eingefügt. 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Es kann ein geringerer Kostenbeitrag erhoben oder 
gänzlich von der Erhebung des Kostenbeitrags ab- 
gesehen werden, wenn das Einkommen aus einer 
Tätigkeit stammt, die dem Zweck der Leistung 
dient. Dies gilt insbesondere, wenn es sich um eine 
Tätigkeit im sozialen oder kulturellen Bereich han- 
delt, bei der nicht die Erwerbstätigkeit, sondern das 
soziale oder kulturelle Engagement im Vordergrund 
stehen.“ 

9. § 98 Absatz 1 Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

„10. Angebote der Jugendarbeit nach § 11 sowie Fort- 
bildungsmaßnahmen für ehrenamtliche Mitarbei- 
ter anerkannter Träger der Jugendhilfe nach S 74 
Absatz 6,“. 

10. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „, Art der 
Maßnahme“ gestrichen. 

bb) In Nummer 2 wird das Wort „Staatsangehörig- 
keit“ durch das Wort „Migrationshintergrund“ 
ersetzt. 

b) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) nach nationaler Adoption und internatio- 
naler Adoption nach § 2a des Adoptions- 
vermittlungsgesetzes,“. 

bb) Der bisherige Buchstabe a wird Buchstabe b 
und die Wörter „Geburtsmonat und“ werden 
gestrichen. 

cc) Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c. 

dd) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d 
eingefügt: 

„d) zusätzlich bei der internationalen Adoption 
(§ 2a des Adoptionsvermittlungsgesetzes) 
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nach Staatsangehörigkeit vor Ausspruch 
der Adoption und nach Herkunftsland,“. 

ee) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe e. 

c) ln Absatz 6 Nummer 1 werden die Wörter „der Art 
des Trägers, bei dem der Fall bekaimt geworden 
ist,“ gestrichen. 

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort „ver- 
fügbaren“ durch das Wort „genehmigten“ er- 
setzt. 

bb) ln Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Beruf“ die Wörter „, Art der Beschäfti- 
gung“ eingefügt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Buchstabe e wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

bbb) Folgender Buchstabe f wird angefügt: 

„f) Monat und Jahr der Aufnahme in 
der Tageseinrichtung.“ 

e) Absatz 7a Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Buchstabe g wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) Folgender Buchstabe h wird angefügt: 

„h) Monat und Jahr der Aufnahme in Kinder- 
tagespflege.“ 

f) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über die Angebote der Jugendarbeit nach § 1 1 so- 
wie bei den Erhebungen über Fortbildungsmaßnah- 
men für ehrenamtliche Mitarbeiter anerkannter Trä- 
ger der Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6 sind offene 
und Gruppenangebote sowie Veranstaltungen und 
Projekte der Jugendarbeit gegliedert nach 

1 . Art und Rechtsform des Trägers, 

2. Dauer, Häufigkeit, Durchführungsort und Art 
des Angebots; zusätzlich bei schulbezogenen 
Angeboten die Art der kooperierenden Schule, 

3. Alter, Geschlecht sowie Art der Beschäftigung 
und Tätigkeit der bei der Durchführung des An- 
gebots tätigen Personen, 

4. Zahl, Geschlecht und Alter der Teilnehmenden 
sowie der Besucher, 

5. Partnerländer und Veranstaltungen im ln- oder 
Ausland bei Veranstaltungen und Projekten der 
internationalen Jugendarbeit.“ 

g) ln Absatz 9 Nummer 3 Buchstabe d werden nach 
dem Wort „Beruf“ die Wörter „, Art der Beschäfti- 
gung““ eingefügt. 

11. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. für die Erhebungen nach § 99 Absatz 1, 2, 3 
und 6 die Kenn-Nummer der betreffenden Per- 
son,““. 


b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

12. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die übrigen Erhebungen nach § 99 sind alle 
zwei Jahre durchzuführen, die Erhebungen 
nach § 99 Absatz 8 und 9 erstmals für das Jahr 
2014.“ 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 8 werden die Wörter „und 8““ ge- 
strichen. 

bb) ln Nummer 1 1 wird nach dem Wort „Gefähr- 
dungseinschätzung““ ein Komma angefügt. 

cc) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 
eingefügt: 

„12. § 99 Absatz 8 sind für das abgelaufene 
Kalenderjahr““. 

13. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „3““ durch die 

Angabe „4““ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 und in Nummer 2 werden jeweils 
die Wörter „Maßnahmen durchgeführt wer- 
den““ durch die Wörter „Angebote gemacht 
wurden““ ersetzt. 

bb) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. die Träger der freien Jugendhilfe für Erhe- 
bungen nach § 99 Absatz 1 , soweit sie eine 
Beratung nach § 28 oder § 41 betreffen, 
nach § 99 Absatz 8, soweit sie anerkannte 
Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 
Absatz 1 oder Absatz 3 sind, und nach 
§ 99 Absatz 2, 3, 7 und 9,““. 

cc) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. Adoptionsvermittlungsstellen nach § 2 
Absatz 2 des Adoptionsvermittlungsge- 
setzes aufgrund ihrer Tätigkeit nach § 1 
des Adoptionsvermittlungsgesetzes sowie 
anerkannte Auslandsvermittlungsstellen 
nach § 4 Absatz 2 Satz 2 des Adoptions- 
vermittlungsgesetzes aufgrund ihrer Tätig- 
keit nach § 2a Absatz 3 Nummer 3 des Ad- 
optionsvermittlungsgesetzes gemäß § 99 
Absatz 3 Nummer 1 sowie gemäß § 99 
Absatz 3 Nummer 2a für die Zahl der aus- 
gesprochenen Aimahmen und gemäß § 99 
Absatz 3 Nummer 2b für die Zahl der vor- 
gemerkten Adoptionsbewerber,““. 

dd) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 
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Artikel 2 

Änderung des Zwölften Buehes Sozialgesetzbueh 

ln § 54 Absatz 3 Satz 3 des Zwölften Buches Sozialge- 
setzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Dezember 2003, BGBl. 1 S. 3022, 3023), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 
(BGBl. 1 S. 2789) geändert worden ist, wird die Angabe 
„2013“ durch die Angabe „2018“ ersetzt. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

( 1 ) Artikel 1 Nummer 6 bis 8 und Artikel 2 treten am . . . 
[einsetzen: Datum desjenigen Tages des dritten auf den Mo- 
nat der Verkündung folgenden Kalendermonats, dessen 
Zahl mit der des Tages der Verkündung übereinstimmt, 
oder, wenn es einen solchen Kalendertag nicht gibt, Datum 
des ersten Tages des darauffolgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2014 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Notwendigkeit und Zielsetzung des Gesetzes 

1. Vereinfachung der Kostenbeteiligung junger Men- 
schen und ihrer Eltern in der Kinder- und Jugend- 
hilfe 

ln der Kinder- und Jugendhilfe als Teil der öffentlichen Für- 
sorge wird vor dem Hintergrund ihrer Systemfunktion als 
Unterstützung und Ergänzung elterlicher Erziehung der 
konstitutive Nachrang (§ 10 Absatz 1 SGB Vlll) durch den 
nachträglichen Einsatz von Einkommen und Vermögen her- 
gestellt. Im Hinblick auf individuelle Leistungen der Kin- 
der- und Jugendhilfe, soweit sie voll- oder teilstationärer 
Natur sind, erfolgt dies durch die Erhebung von Kostenbei- 
trägen beim jungen Menschen oder Leistungsberechtigten 
nach § 1 9 SGB Vlll, seinem Ehegatten oder Lebenspartner 
oder seinen Eltern (§§ 91 bis 94 SGB Vlll). 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhilfeweiter- 
entwicklungsgesetz - KICK) am 1. Oktober 2005 wurden 
die Vor-schriften über die Beteiligung an den Kosten der 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe neu gestaltet und 
im Rahmen des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
(Kinderförderungsgesetz - KifÖG) vom 10. Dezember 2008 
durch punktuelle Klarstellungen und redaktionelle Verbes- 
serungen im Lichte erster Erfahrungen der Rechtsanwen- 
dung bereinigt. Seitdem wurden die Regelungen zur Kos- 
tenheranziehung des SGB Vlll und auch der diese konkreti- 
sierenden Verordnung zur Festsetzung der Kostenbeiträge 
für Leistungen und vorläufige Maßnahmen in der Kinder- 
und Jugendhilfe (Kostenbeitragsverordnung - Kosten- 
beitragsV) vom 1 . Oktober 2005 nicht mehr den wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Entwicklungen angepasst. 

Darauf hat auch das Bundesverwaltungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 19. August 2010 (BVerwGE 137, 
357-360) deutlich hingewiesen. Insbesondere wird durch 
das geltende Kostenbeitragsrecht die Wahrung des unter- 
haltsrechtlichen Selbstbehalts nicht mehr gewährleistet. Es 
besteht demnach ein dringender Weiterentwicklungsbedarf 
im Hinblick auf Regelungen der Kostenbeteiligung, um 
sicherzustellen, dass die ursprünglich mit der Reform der 
Kostenheranziehung in der Kinder- und Jugendhilfe verbun- 
dene Intention der Verwaltungsvereinfachung wieder zum 
Tragen kommt. Darüber hinaus gilt es, auf der Grundlage 
der Auswertung praktischer Erfahrungen bei der Anwen- 
dung des Kostenbeitragsrechts weitere Änderungen vorzu- 
nehmen, die zu einer gerechteren Verteilung finanzieller Be- 
lastungen und zu einer stärkeren Berücksichtigung beste- 
hender Verpflichtungen nach dem Unterhaltsrecht auf 
Seiten der kostenbeitragspfhchtigen Eltern führen, ohne die 
Einnahmen der örtlichen Träger der öffentlichen Jugend- 
hilfe zu reduzieren. 

Die Weiterentwicklung des Kostenbeitragsrechts in der Kin- 
der- und Jugendhilfe umfasst vor diesem Hintergrund fol- 
gende zentrale Konzeptionsaspekte: 


- Die unteren Einkommensgruppen werden entlastet. 
Durch die dadurch sichergestellte Wahrung des unter- 
haltsrechtlichen Selbstbehalts werden aufwändige unter- 
haltsrechtliche Vergleichsberechnungen entbehrlich. 
Dies führt zu einer erheblichen Verwaltungsverein- 
fachung für die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend- 
hilfe. 

- Um auf Seiten kostenbeitragspflichtiger Eltemteile für 
eine gerechtere Kostenverteilung zu sorgen, werden 
zwei voneinander unabhängige Kostenbeiträge erhoben. 
Bei vollstationärer Unterbringung eines Kindes oder 
Jugendlichen wird künftig neben dem Kostenbeitrag aus 
dem Einkommen ein Kostenbeitrag in Höhe des Kinder- 
geldes erhoben, das der kostenbeitragspflichtige Eltem- 
teil für das betroffenen Kind bzw. den betroffenen 
Jugendlichen erhält. Bisher musste der Eltemteil, der 
kein Kindergeld bezogen hat, den Kostenbeitrag in vol- 
ler Höhe aus seinem Einkommen zahlen. Der Eltemteil, 
der das Kindergeld bezogen hat, musste das Kindergeld 
und die Differenz zum Kostenbeitrag leisten. Kinder- 
geldbezieher waren somit gegenüber Nichtkindergeldbe- 
ziehem privilegiert, da sie aus ihrem Einkommen insge- 
samt weniger bezahlen mussten. Durch die Heranzie- 
hung des Kindergeldes neben dem Kostenbeitrag aus 
dem Einkommen ist der Kostenbeitrag für jeden Eltem- 
teil gleich. Der Kostenbeitrag aus dem Einkommen wird 
entsprechend verringert. 

- Die Zusammensetzung des für die Kostenheranziehung 
maßgeblichen Einkommens wird geändert. Da zukünftig 
ein Kostenbeitrag in der Höhe des Kindergeldes unab- 
hängig von dem Kostenbeitrag aus dem Einkommen er- 
hoben werden soll, kann das Kindergeld nicht mehr zum 
Einkommen gezählt werden. 

- Eltern von jungen Müttern und Eltern von jungen Vätern 
werden künftig gleichbehandelt. Um zu verhindern, dass 
Eltern aus finanziellen Gründen Dmck auf ihre schwan- 
gere Tochter ausüben, die Schwangerschaft abzubre- 
chen, sind Eltern junger Mütter bislang von der Kosten- 
beitragspflicht befreit. Diese Privilegiemng wird nun 
auch auf Eltern von jungen Vätern erweitert, weil auch 
diese unter Dmck gesetzt werden können. 

Durch Ändemng der §§92 bis 94 SGB VIII wird mit dem 
Gesetzentwurf diese Konzeption umgesetzt und die gesetz- 
liche Gmndlage für eine weitere Konkretisiemng im Rah- 
men der Kostenbeitragsverordnung geschaffen. 

Diese Konzeption und auch die im Gesetzentwurf umge- 
setzten Lösungsvorschläge basieren auf den Empfehlungen 
einer Arbeitsgmppe, an der neben Vertreterinnen und Ver- 
tretern der obersten Landesjugendbehörden und Landesju- 
gendämter, Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände und der von ihnen repräsentierten kommu- 
nalen Gebietskörperschaften sowie anderen Fachexpertin- 
nen und -experten aus der wirtschaftlichen Kinder- und Ju- 
gendhilfe beteiligt waren. 

Unsicherheiten der Praxis, wie das bei der Berechnung des 
Kostenbeitrags nach den §§91 ff. SGB VIII zu Grunde zu 
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legende Einkommen zu ermitteln ist, wird durch die Einfüh- 
rung eines neuen, klarstellenden § 93 Absatz 4 SGB Vlll 
begegnet. 

2. Klarstellung zur Förderung der Jugendarbeit der 
Jugendorganisationen der politisehen Parteien durch 
den Bund 

ln seinem Urteil vom 14. März 2012 hat das OVG Berlin- 
Brandenburg konstatiert, dass das geltende Recht, insbeson- 
dere auch die Vorschrift des § 83 Absatz 1 SGB Vlll, die die 
Aufgaben des Bundes im Bereich der Kinder- und Jugend- 
hilfe regelt, keine hinreichende Rechtsgrundlage für die 
Förderung der Jugendorganisationen der politischen Par- 
teien durch den Bund enthalte (NVwZ 2012, 1265-1272). 
Vor dem Hintergrund der aus dieser Rechtsprechung resul- 
tierenden unsicheren Rechtsauslegung wird in den Regelun- 
gen zur Förderkompetenz des Bundes im Aufgabenbereich 
der Kinder- und Jugendhilfe nunmehr klargestellt, dass sich 
Förderungskompetenz und Förderungsverpflichtung des 
Bundes auch auf die Tätigkeit politischer Jugendorganisa- 
tionen auf dem Gebiet der Jugendarbeit (insbesondere im 
Bereich der politischen Bildung, der Jugendverbandsarbeit 
und der internationalen Jugendarbeit) beziehen. Es wird da- 
mit zum Ausdruck gebracht, dass die Rechtsgrundlage für 
die Förderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den Bund 
sämtliche Betätigungsfelder der Träger der freien Jugend- 
hilfe umfasst, soweit deren Tätigkeiten die vom Bundes- 
verfassungsgericht aufgestellten und in § 83 Absatz 1 
SGB Vlll festgeschriebenen Kriterien erfüllen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat eine Förderungskompe- 
tenz des Bundes bezogen auf den Aufgabenbereich der Kin- 
der- und Jugendhilfe nur anerkannt, „wenn die Bundesre- 
gierung solche Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugend- 
hilfe fördert, die der Aufgabe nach eindeutig überregionalen 
Charakter haben. Es muss sich um Bestrebungen handeln, 
die ihrer Art nach nicht durch ein Fand allein wirksam ge- 
fördert werden können. [...] Keinesfalls kann sich die Zu- 
ständigkeit des Bundes auf die Förderung regionaler oder 
örtlicher Bestrebungen erstrecken (BVerfGE 22, 180, 217). 
Auch für die Förderung der Tätigkeit der Jugendorganisa- 
tionen der politischen Parteien im Bereich der Jugendarbeit 
müssen demnach zwingend deren überregionale Bedeutung 
und der Ausschluss der Möglichkeit einer wirksamen För- 
derung durch ein Land allein Voraussetzung sein. 

3. Verbesserung der Datenlage in der Kinder- nnd 
Jngendhilfe 

Um dem Auftrag der amtlichen Kinder- und Jugendhilfe- 
statistik gerecht zu werden, die Auswirkungen der Bestim- 
mungen des SGB Vlll zu beobachten und auch aktuelle, 
aussagekräftige Daten als unverzichtbare Grundlage für 
politische Entscheidungen zur Weiterentwicklung der Kin- 
der- und Jugendhilfe zur Verfügung zu stellen, sind in den 
Vorschriften über die Kinder- und Jugendhilfestatistik Ver- 
besserungen notwendig. 

Dies betrifft die Erhebungen im Bereich der Kinder- und Ju- 
gendarbeit und der Adoptionen sowie die Erhebungen zu 
den Einrichtungen und tätigen Personen (ohne Tagesein- 
richtungen für Kinder). Im Übrigen sind auch an verschie- 
denen weiteren Stellen in den Vorschriften über die Kinder- 


und Jugendhilfestatistik punktuelle Nachbesserungen und 
Korrekturen erforderlich. 

Die statistischen Erhebungen zur Kinder- und Jugendarbeit, 
die mit dem Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz - 
BKiSchG) vom 22. Dezember 2011 aufgrund der erheb- 
lichen Schwachstellen der bestehenden Erhebungsinstru- 
mente ausgesetzt worden sind, werden neu konzipiert. Wei- 
terhin tragen eine Verkürzung der Periodizität im Hinblick 
auf die Erhebungen zu den Einrichtungen und tätigen Perso- 
nen (ohne Tageseinrichtungen für Kinder) sowie eine Schär- 
fung der Erhebungsmerkmale und der auskunftspflichtigen 
Stellen bei der Statistik zu den Adoptionen neben weiteren 
punktuellen Nachbesserungen und Klarstellungen zur 
Sicherstellung einer validen und reliablen empirischen Dau- 
erbeobachtung der Kinder- und Jugendhilfe und der Aus- 
wirkungen legislativen und administrativen Handelns in 
diesem Bereich bei. 

4. Anpassung der Unterstützungsleistungen der Kin- 
der- und Jugendhilfe an die Einführung des Reehts 
des leibliehen, nieht reehtlichen Vaters auf Umgang 

Vor dem Hintergrund zweier Entscheidungen des Euro- 
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte aus Dezember 
2010 und September 2011 ist dem leiblichen Vater, dessen 
Kind mit den rechtlichen Eltern in einer (intakten) sozialen 
Familie lebt und der zu seinem Kind (bisher noch) keine 
enge persönliche Beziehung aufbauen konnte, unter be- 
stimmten Voraussetzungen ein Umgangs- und Auskunfts- 
recht einzuräumen. 

Die Bundesregierung hat deshalb den Entwurf eines Geset- 
zes zur Stärkung der Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen 
Vaters (Bundesratsdrucksache 666/12) vorgelegt, welches 
die folgenden Änderungen vorsieht: Hat der leibliche Vater 
nachhaltiges Interesse an dem Kind gezeigt, erhält er unab- 
hängig davon, ob zum Kind bereits eine sozial-familiäre Be- 
ziehung besteht ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn 
der Umgang dem Kindeswohl dient. Zudem wird ihm bei 
berechtigtem Interesse ein Recht auf Auskunft über die per- 
sönlichen Verhältnisse des Kindes eingeräumt, soweit dies 
dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. 

Durch das vorliegende Gesetz werden die Unterstützungs- 
leistungen des SGB VIII an die Einführung des speziellen 
Rechts des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters auf Umgang 
mit seinem Kind angepasst. Die Unterstützung der Kinder 
und Jugendlichen beim Umgang mit den umgangsberechtig- 
ten Personen wird auf Fälle des Umgangs mit dem leib- 
lichen, nicht rechtlichen Vater ausgedehnt. Hinsichtlich des 
Auskunftsanspruchs ist keine Änderung des SGB VIII 
nötig. 

Das Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz zur Stärkung der 
Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters ist noch nicht 
abgeschlossen. Das Gesetz wird aber voraussichtlich vor 
dem vorliegenden Gesetz in Kraft treten. 

5. Verlängerung der Befristung der Hilfe für die 
Betreuung in einer Pflegefamilie 

Die Befristung des § 54 Absatz 3 Satz 3 SGB XII wird ver- 
längert. Dieser Leistungstatbestand ist derzeit gesetzlich bis 
zum 31. Dezember 2013 befristet. Da eine Neuordnung der 
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Zuständigkeit für Kinder und Jugendliche mit Behinderun- 
gen bis zu diesem Zeitpunkt nicht erreicht werden kann, 
wird die Befristung bis Ende des Jahres 2018 verlängert. 

II. Gesetzgebungszuständigkeit 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für die Ände- 
rungen des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 7 i. V. m. Artikel 72 Absatz 2 GG (öffentliche Für- 
sorge). 

Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht für diesen Bereich 
zu, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebens- 
verhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- 
oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 
Absatz 2 GG). Der Schwerpunkt des nachfolgenden Gesetz- 
entwurfs hegt in der Überarbeitung und Vereinfachung der 
Vorschriften über die Heranziehung leistungsbegünstigter 
Personen zu den Kosten der Kinder- und Jugendhilfe. Diese 
Regelungen sind zur Wahrung der Rechtseinheit im Bun- 
desgebiet erforderlich. Ein wesentliches Strukturprinzip der 
öffentlichen Fürsorge besteht im Nachrang der dieser zuzu- 
ordnenden Leistungen gegenüber der Selbsthilfe und der 
Leistungen anderer. Auch im Hinblick auf die bundesge- 
setzlich geregelten Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
als Teil der öffentlichen Fürsorge muss dem Grundsatz des 
Nachrangs Rechnung getragen werden. Dies geschieht in 
den Regelungen zur Kostenbeteiligung junger Menschen 
und ihrer Eltern. Ohne bundeseinheithche gesetzliche 
Grundlagen hierzu kann der konstitutive Nachrang der Kin- 
der- und Jugendhilfe nicht gewährleistet werden. Eine 
Rechtszersplitterung hätte hier aber auch problematische 
Folgen im Hinblick auf den Zugang hilfebedürftiger Fami- 
lien insbesondere zu notwendigen erzieherischen Hilfen, die 
letztlich zu einer Schwächung des Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen führen können. Insofern sind hier auch 
die Erwägungen zur Gesetzgebungskompetenz zugrunde zu 
legen, die für das Bundeskinderschutzgesetz (Bundestags- 
drucksache 17/6256, S. 1 6) maßgebend waren. 

Im Übrigen ist auch auf Artikel 125a Absatz 2 Satz 1 GG 
hinzuweisen. Soweit mit einem Gesetz keine grundlegende 
Neukonzeption verbunden ist, sondern die wesentlichen 
Elemente der bisherigen Regelung erhalten bleiben, ergibt 
sich die Kompetenz des Bundes zur Änderung fortbestehen- 
den Bundesrechts aus Artikel 125a Absatz 2 Satz 1 GG 
(BVerfGE 111, 10). Das Achte Buch Sozialgesetzbuch ist 
vor In-Kraft-Treten des Artikels 72 Absatz 2 GG in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 
27. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3146) erlassen worden. Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf wird weder die Gesamt- 
konzeption des Kinder- und Jugendhilferechts neu geregelt, 
noch verändert der Gesetzgeber das Aufgabenspektrum der 
öffentlichen Jugendhilfe (§2 SGB VIII). Das Änderungs- 
programm umfasst eine Weiterentwicklung der Vorschriften 
über die Heranziehung leistungsbegünstigter Personen zu 
den Kosten der Kinder- und Jugendhilfe, Anpassungen in 
den Regelungen zu den Unterstützungsleistungen für Kin- 
der und Jugendliche beim Umgang mit umgangsberechtig- 
ten Personen sowie punktuelle Konkretisierungen und Klar- 
stellungen vor allem in den Regelungen zur Kinder- und 
Jugendhilfestatistik und zur Förderung der Jugendarbeit 


durch den Bund ohne wesentlichen materiell-rechtlichen 
Gehalt. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Änderung 
von § 54 Absatz 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grund- 
gesetzes - öffentliche Fürsorge. Dem Bund steht das Ge- 
setzgebungsrecht für diesen Bereich zu, wenn und soweit 
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bun- 
desgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschafts- 
einheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundeseinheit- 
hche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 des 
Grundgesetzes). Die Regelung des § 54 Absatz 3 SGB XII 
soll gehendes einheitliches Bundesrecht ändern und eine 
möglichst einheitliche Leistungserbringung aller Träger der 
Sozialhilfe für das gesamte Bundesgebiet gewährleisten, um 
Ungleichbehandlungen der Betroffenen zu vermeiden. Da- 
mit ist zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet sowie zur Wahrung der Rechtseinheit eine 
bundesgesetzliche Regelung im gesamtstaatlichen Interesse 
erforderlich. 

III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union (EU) und völkerrechtlichen Verträgen, die die Bun- 
desrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Im 
Recht der EU ist Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe 
nicht geregelt. 

IV. Gesetzesfolgen 

1. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand fallen weder 
für den Bund noch für die Länder und Kommunen an. 

2. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Bei voraussichtlich 1 000 Fällen pro Jahr, in denen Kinder 
und Jugendliche mit der Bitte an die Jugendhilfe herantre- 
ten, sie beim Umgang mit dem leiblichen nicht rechtlichen 
Vater zu beraten und unterstützen, entsteht ein jährlicher 
Zeitaufwand von 583 Stunden (Beratungstermin einschließ- 
lich Warte- und Wegezeit) sowie ein monetärer Aufwand in 
Höhe von insgesamt 4 000 Euro (Fahrtkosten) jährlich für 
die betroffenen Kinder und Jugendlichen. 

Es ist davon auszugehen, dass jährlich ungefähr 15 000 
Kostenbeitragspfhchtige einen Antrag auf Neuberechnung 
ihres durchschnittlichen Monatseinkommens gemäß § 93 
Absatz 4 SGB VIII stellen werden, was voraussichtlich zu 
einem monetären Aufwand von jährlich 30 000 Euro 
(Porto- und Kopierkosten) sowie zu einem jährlichen Zeit- 
aufwand für die Antragstellung von 2 500 Stunden für diese 
Bürgerinnen und Bürger führen wird. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch die Erweiterung einer In- 
formationspfhcht im Zuge der Weiterentwicklung der Kin- 
der- und Jugendhilfestatistik zusätzliche Bürokratiekosten 
in Höhe von insgesamt rund 380 000 Euro jährlich. Dieser 
Mehraufwand bezieht sich im Bereich der Kinder- und 
Jugendarbeit hinsichtlich einer zeitlichen und inhaltlichen 
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Erweiterung der Informationspflicht auf rund 20 000 freie 
Träger der Jugendhilfe und umfasst damit rund 6 Euro pro 
Träger und Jahr. Im Bereich der Kindertagesbetreuung ent- 
stehen hinsichtlich einer inhaltlichen Erweiterung der Infor- 
mationspflicht für rund 35 000 freie Träger der Jugendhilfe 
jährlich rund 2 Euro höhere Kosten. Bei sonstigen Einrich- 
tungen ergeben sich aus einer zeitlichen Erweiterung der In- 
formationspflicht für rund 14 000 freie Träger der Jugend- 
hilfe Mehrkosten in Höhe von rund 14 Euro pro Träger und 
Jahr. 

c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
aa) Für den Bund 

Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik 
entstehen für den Bund 43 500 Euro für die Einführung des 
neuen Erhebungskonzepts und jährliche Kosten zur Durch- 
führung der Erhebung in Höhe von 13 300 Euro. 

Die Kompensation dieser Kosten erfolgt durch eine Um- 
schichtung aus Einzelplan 1 7 im Einzelplan 06 mit Wirkung 
am dem Haushaltsjahr 2014. 

Die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB Xll (Artikel 2) 
hat keine Auswirkungen auf den Bundeshaushalt, weil die 
Finanzierung der Kosten der Eingliederungshilfe für behin- 
derte Menschen bei den Ländern und Kommunen liegt. 

bb) Für die Länder 

Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik 
entstehen für die Länder einmalige Umstellungskosten in 
Höhe von rund 223 700 Euro (durchschnittlich rund 14 000 
Euro pro Land). Der jährliche Mehraufwand für die Durch- 
führung der Erhebung beläuft sich auf rund 599 400 Euro; 
das bedeutet im Durchschnitt rund 37 500 Euro jährlich pro 
Land. 

Durch die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB Xll 
(Artikel 2) entstehen keine Mehrkosten, weil die jetzige 
Rechtslage bis zum 3 1 . Dezember 2018 unverändert verlän- 
gert wird. 

cc) Für die Kommunen 

Durch die Änderungen im Kostenbeitragsrecht erhöht sich 
der Erfüllungsaufwand der Kommunen in Höhe von insge- 
samt 166 444 Euro. Dies ergibt sich aus folgenden drei 
Positionen: 

- Durch die Regelung der Abweichungsmöglichkeit der 
Erhebung eines Kostenbeitrags in Höhe von 75 Prozent 
nach § 94 Absatz 6 SGB Vlll entsteht eine zusätzliche 
Belastung für die Kommunen in Höhe von 8 151 Euro. 

- Durch die Regelung der Gleichbehandlung der Eltern 
von jungen Müttern und jungen Vätern entsteht eine Ein- 
sparung in Höhe von 121 707 Euro. 

- Die zusätzliche Erhebung eines Kostenbeitrags in Höhe 
des Kindergeldes und der Wegfall der bisherigen Berech- 
nung des Kostenbeitrags ergeben zusammen eine Mehr- 
belastung der Verwaltung in Höhe von 280 000 Euro. 

Auf der Grundlage dieses Gesetzes wird auch die Kosten- 
beitragsverordnung zum SGB Vlll geändert. Durch die Än- 
derungsverordnung entsteht eine Entlastung der Kommunen 
in Höhe von insgesamt rund 1,8 Mio. Euro. Diese ergibt 


sich aus dem Wegfall der unterhaltsrechtlichen Vergleichs- 
berechnung (rund 1,8 Mio. Euro) und aus der Zusammen- 
fassung der Beitragsstufen 4 und 5 (21 733 Euro). Die Än- 
derungsverordnung wird parallel zu diesem Gesetz auf den 
Weg gebracht. 

Der geplante Rechtsanspruch von leiblichen, nicht rechtli- 
chen Vätern auf Umgang mit ihrem Kind (geplanter 
§ 1686a BGB) führt zu einem erhöhten Aufwand für die Ju- 
gendämter. Der Unterstützungszuwachs von rund 1 000 Fäl- 
len führt zu Mehrkosten in Höhe von rund 750 000 Euro pro 
Jahr. 

Die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik ist für 
die Kommunen als Datenmelder mit einem jährlichen 
Mehraufwand in Höhe von rund 151 000 Euro verbunden. 

Durch die Fristverlängerung des § 54 Absatz 3 SGB Xll 
(Artikel 2) entstehen keine Mehrkosten, weil die jetzige 
Rechtslage bis zum 31. Dezember 2018 unverändert verlän- 
gert wird. 

3. Weitere Kosten 
aa) Für den Bund 

Keine. 

bb) Für die Länder 

Keine. 

cc) Für die Kommunen 

Die Gleichbehandlung von Eltern von jungen Müttern und 
jungen Vätern im Kostenbeitragsrecht führt zu einer Entlas- 
tung der Bürger in Höhe von 1,1 Mio. Euro. Diese Entlas- 
tung stellt gleichzeitig eine Belastung der Kommunen dar. 

Durch die zusätzliche Erhebung eines Kostenbeitrags in 
Höhe des Kindergeldes neben der Kostenheranziehung 
aus Einkommen werden die Kommunen jährlich rund 
25,3 Mio. Euro mehr eirmehmen. Grundlage für diese Be- 
rechnung ist die Annahme, dass in 60 Prozent der jährlichen 
230 000 Fälle der Kostenheranziehung auch die Eltern her- 
angezogen werden, von denen ein Elternteil Kindergeld er- 
hält. Diese Mehreinnahmen stellen gleichzeitig eine Mehr- 
belastung der Bürger dar. Sie sind im Zusammenhang mit 
den Kostenfolgen der Änderungsverordnung zur Kostenbei- 
tragsverordnung zu sehen, durch die es u. a. zu einer Entlas- 
tung der Bürgerinnen und Bürger und dadurch zu Minder- 
einnahmen für die Verwaltung in Höhe von 23,5 Mio. Euro 
kommt. 

V. Nachhaltigkeitsaspektc 

Der Gesetzentwurf berührt keine Aspekte einer nachhalti- 
gen Entwicklung im Sinne der Nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie. 

VI. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeu- 
tung 

Dieses Gesetz stellt Eltern von jungen Müttern mit Eltern 
von jungen Vätern im Kostenbeitragsrecht der Kinder- und 
Jugendhilfe gleich. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - Kinder- und 
Jugendhilfe - SGB VIII) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 2 (§18) 

Die Änderung des § 18 vollzieht die beabsichtigte Einfüh- 
rung eines § 1686a in das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) 
im SGB VIII nach. 

§ 1686a BGB-E sieht unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Umgangsrecht auch für den leiblichen, nicht rechtlichen 
Vater vor, der kein Recht auf Umgang nach § 1685 BGB 
hat. Zudem ist nach dem Vorbild des § 1686 BGB ein Aus- 
kunftsrecht des biologischen Vaters gegenüber jedem El- 
temteil vorgesehen. 

Ein Umgangsrecht des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters, 
der nachhaltiges Interesse an dem Kind gezeigt hat, setzt 
wie das Umgangsrecht nach § 1685 BGB voraus, dass der 
Umgang dem Wohl des Kindes dient. Um zu erreichen, dass 
das Umgangsrecht auch tatsächlich zum Wohle des Kindes 
ausgeübt wird, sieht der geänderte § 1 8 Absatz 3 Satz 2 vor, 
dass Kinder und Jugendliche beim Umgang nach § 1686a 
BGB-E genauso wie beim Umgang nach § 1685 BGB un- 
terstützt werden sollen. 

Der leibliche Vater hat nach § 1 8 Absatz 3 Satz 3 einen An- 
spruch auf Beratung und Unterstützung bei der Ausübung 
des Umgangsrechts. Einer Gesetzesänderung bedurfte es in- 
sofern nicht. Als „anderer Umgangsberechtigter“ wird der 
leibliche Vater bereits vom bisherigen Wortlaut der Vor- 
schrift erfasst. 

Sofern der leibliche Vater nach § 1686a BGB-E ein Aus- 
kunftsrecht hat, wird ihm wie jeder anderen auskunftsbe- 
rechtigten Person nach § 18 Absatz 3 Satz 4 Hilfestellung 
geleistet. Entsprechendes gilt auch für die Herstellung von 
Umgangskontakten und die Ausführung von Umgangsrege- 
lungen. 

Zu Nummer 3 (§ 39) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 4 (§ 83) 

Durch den angefügten Satz 2 wird ausdrücklich klargestellt, 
dass sich die Förderungskompetenz und Förderungsver- 
pflichtung des Bundes in der Kinder- und Jugendhilfe auch 
auf die Tätigkeiten der Jugendorganisationen politischer 
Parteien auf dem Gebiet der Jugendarbeit beziehen, wenn 
diese Betätigung die in Satz 1 geregelten Voraussetzungen 
der überregionalen Bedeutung und des Ausschlusses der 
Möglichkeit einer wirksamen Förderung durch ein Land al- 
lein erfüllt. 

Zu Nummer 5 (§ 89a) 

Es handelt sich um eine Korrektur einer im Rahmen des 
Bundeskinderschutzgesetzes vom 22. Dezember 2011 ver- 
sehentlich nicht zurückgenommenen Folgeänderung, die im 


Zusammenhang mit der von Deutschen Bundestag abwei- 
chend vom Regierungsentwurf (Bundestagsdrucksache 17/ 
6256, S. 12 und 29) nicht vorgenommenen Aufhebung der 
Sonderzuständigkeit für Dauerpflegeverhältnisse nach § 86 
Absatz 6 stand. 

Zu Nummer 6 (§ 92) 

Die geltende Fassung des § 92 Absatz 4 befreit Eltern von 
jungen Müttern von der Kostenbeitragspflicht. Mit dieser 
Regelung soll vermieden werden, dass Eltern aus finanziel- 
len Gründen ihre schwangere Tochter unter Druck setzen, 
die Schwangerschaft abzubrechen. Mit der Neuregelung 
wird der Zweck der Regelung erweitert. Privilegiert werden 
sollen nun auch Eltern von jungen Vätern. Grund für diese 
Ausweitung ist, dass auch gegenüber werdenden Vätern 
Druck, zum Beispiel auf Abgabe des neugeborenen Kindes, 
ausgeübt werden kann. 

Die Ausweitung des Geltungsbereichs führt zu einer Gleich- 
behandlung von Eltern von jungen Müttern und Eltern von 
jungen Vätern bei der Kostenbeteiligung. 

Zu Nummer 7 (§ 93) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Künftig soll neben dem Kostenbeitrag aus Einkommen ein 
zusätzlicher Kostenbeitrag in Höhe des Kindergeldes erho- 
ben werden. Daher soll weder das Kindergeld für das be- 
troffene Kind noch das Kindergeld für seine Geschwister 
zum Einkommen zählen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Umstellung der Reihenfolge der Sätze erfolgt zum bes- 
seren Verständnis der Regelung und somit auch zur Verwal- 
tungsvereinfachung. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4 - neu) 

Die Anfügung des neuen Absatzes 4 dient der Klarstellung, 
welcher Zeitraum für die Berechnung des Einkommens zu 
betrachten ist: 

Aus einem Jahreseinkommen ist das durchschnittliche 
Monatseinkommen zu ermitteln. Die Bildung des Durch- 
schnitts verhindert eine Benachteiligung selbstständig er- 
werbstätiger Kostenbeitragsschuldner gegenüber unselbst- 
ständig erwerbstätigen Kostenbeitragsschuldnern. Denn 
häufig ist selbstständige Tätigkeit durch hohe Schwankun- 
gen beim Umsatz gekennzeichnet. In Monaten, in denen 
hohe Einnahmen anfallen, stehen den Einkünften nicht 
zwangsläufig die damit verbundenen Ausgaben gegenüber. 
So treten Unternehmerinnen und Unternehmer oftmals in 
Vorleistung, die Einnahmen fallen dann zu einem späteren 
Zeitpunkt an. Bei strenger monatsweiser Betrachtung der 
Einkommenssituation müssten Selbstständige damit rech- 
nen, in dem Monat, in dem sie eine Eiimahme erzielen, mit 
einem unverhältnismäßig hohen Kostenbeitrag belastet zu 
werden, weil die mit der Einnahme verbundenen Ausgaben 
in einem anderen Monat angefallen sind. Die mit der Ein- 
kommenserzielung verbundenen Ausgaben könnten sie 
nicht zwingend einkommensmindernd geltend machen, weil 
sie in einem Monat fällig werden, in denen die Ausgaben 
über den Einnahmen liegen. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 17/13023 


Grundsätzlich wird das durchschnittliche Monatseinkom- 
men des Kalenderjahres berechnet, das dem jeweiligen Ka- 
lenderjahr der Leistung oder Maßnahme der Kinder- und Ju- 
gendhilfe vorangeht. So kann zeitnah zur Leistung oder 
Maßnahme der Kostenbeitrag erhoben werden. Die mit den 
Kostenbeiträgen bezweckte Entlastung der Kommunen 
kann unmittelbar auf ihre Belastung folgen, denn gegenüber 
den Jugendhilfeleistungserbringern werden die Kosten re- 
gelmäßig monatlich abgerechnet. Bei einer mehrjährigen 
Leistung oder Maßnahme ist eine jährliche Neuberechnung 
des Einkommens und damit eine jährliche Aktualisierung 
des Kostenbeitrags sichergestellt. 

Um zu verhindern, dass eine kostenbeitragspflichtige Per- 
son unangemessen belastet wird, besteht für sie die Mög- 
lichkeit, nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres der 
Leistung oder Maßnahme geltend zu machen, dass das 
durchschnittliche Monatseinkommen im abgelaufenen Jahr 
geringer war als im Jahr davor und deshalb maßgeblich sein 
soll. Es findet dann eine Neuberechnung des Einkommens 
auf der Grundlage der aktuellen Einkommensverhältnisse 
statt, die ggfs, zu einer Abänderung des ursprünglich ermit- 
telten Kostenbeitrags führt. Zu viel gezahlte Beiträge sind 
dann zu erstatten. Um den Verwaltungsaufwand möglichst 
gering zu halten, geschieht eine solche Neuberechnung 
nicht von Amts wegen, sondern nur auf Antrag der oder des 
Betroffenen. 

Zu Nummer 8 (§ 94) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Wie bisher soll bei vollstationären Leistungen das Kinder- 
geld bei der Kostenheranziehung eingezogen werden. Bis- 
her wurde in Höhe des Kindergeldes ein Mindestbeitrag er- 
hoben. Diese Regelung führte zu einer ungerechtfertigten 
ungleichen Belastung der kostenbeitragspflichtigen Eltem- 
teile. Der Eltemteil, der kein Kindergeld bezogen hat, 
musste den Kostenbeitrag in voller Höhe aus seinem Ein- 
kommen bestreiten. Der Eltemteil, der das Kindergeld bezo- 
gen hat, kormte das Kindergeld zur Erfüllung des Kosten- 
beitrags verwenden. Nur die verbliebene Differenz zwi- 
schen Kindergeld und Kostenbeitrag musste er aus seinem 
Einkommen bestreiten. Kindergeldbezieher waren somit ge- 
genüber den Nichtkindergeldbeziehem privilegiert, da sie 
aus ihrem Einkommen insgesamt weniger bezahlen muss- 
ten. 

Mit der neuen Regelung soll der Kostenbeitrag in Höhe des 
Kindesgeldes neben dem Kostenbeitrag aus Einkommen er- 
hoben werden. Der Kostenbeitrag aus Einkommen wird ent- 
sprechend verringert. Dadurch ist der Kostenbeitrag aus 
Einkommen für jeden Eltemteil gleich. Zusätzlich kommt 
es zu einer Verwaltungsvereinfachung, da sich unabhängig 
von dem Kindergeld der Kostenbeitrag unmittelbar aus der 
Tabelle im Anhang zur Kostenbeitragsverordnung ergibt. 

Wie nach bisheriger Rechtslage soll die Möglichkeit beste- 
hen, das Kindergeld als Erstattungsanspmch nach § 74 Ab- 
satz 2 des Einkommenssteuergesetzes geltend zu machen, 
wenn der Eltemteil den Kostenbeitrag nicht zahlt. Da mit 
der Ändemng des § 94 Absatz 3 Satz 1 insgesamt zwei Kos- 
tenbeiträge erhoben werden können, muss sich die Möglich- 
keit, einen Erstattungsanspmch geltend zu machen, auf den 
Kostenbeitrag in Höhe des Kindergeldes beziehen. 


Zu Buchstabe b (Absatz 6) 

Nach bisheriger Rechtslage hatten die Jugendämter keinen 
rechtlichen Spielraum, um in besonderen Fällen von der 
Kostenheranziehung junger Menschen in vollstationärer 
Unterbringung absehen zu können. Eine Kostenbeteiligung 
stationär untergebrachter Kinder und Jugendlicher karm je- 
doch in Einzelfällen zu dem Auftrag der Kinder- und Ju- 
gendhilfe in Widersprach stehen, junge Menschen in die 
Gesellschaft zu integrieren und sie zu einem eigenständi- 
gen, selbstverantwortlichen Leben zu erziehen und zu moti- 
vieren. Diesem Auftrag läuft es zuwider, werm jungen Men- 
schen die (ggf. ohnehin geringe) finanzielle Anerkennung 
für eine Tätigkeit genommen wird, die gerade dem (pädago- 
gischen) Zweck der Jugendhilfeleistung dient. Hierzu gehö- 
ren Tätigkeiten, in denen der junge Mensch Eigeninitiative 
ergreift und sich verantwortungsbewusst gegenüber seinem 
Leben und seiner Zukunft zeigt. Dies ist insbesondere der 
Fall, weim der junge Mensch besonderes gesellschaftliches 
Engagement zum Beispiel in Fonn einer ehrenamtlichen 
Tätigkeit übernimmt. Ausdmck besonderer Eigenverant- 
wortung mit Blick auf das Ziel der Verselbständigung kann 
aber beispielsweise im Einzelfall auch die Übernahme einer 
Tätigkeit als Zeitungsbote zur Finanziemng des Führer- 
scheins sein. 

Durch die neue Regelung können Jugendämter im Rahmen 
ihres Ermessens darüber entscheiden, bei jungen Menschen 
in stationären Einrichtungen oder in Pflegefamilien von der 
Kostenheranziehung aus einem Einkommen abzusehen. 
Voraussetzung ist, dass sie das Einkommen im Rahmen ei- 
ner Tätigkeit erworben haben, die im besonderen Maße dem 
Zweck der Jugendhilfeleistung dient (zum Beispiel der 
Übernahme von Eigenverantwortung, dem Erwerb sozialer 
Kompetenzen oder der Verselbständigung), ln Bezug ge- 
nommen sind hier Fälle, in denen die Heranziehung des jun- 
gen Menschen zu den Kosten dem Ziel der Hilfe widerspre- 
chen und der Zweckbestimmung der pädagogischen Arbeit 
mit dem jungen Menschen entgegenlaufen würde. Dies ist 
insbesondere bei Aufwandentschädigungen für ehrenamt- 
liche Tätigkeiten oder Honoraren für Tätigkeiten im sozia- 
len oder kulturellen Bereich der Fall, bei denen nicht die Er- 
werbstätigkeit, sondern vielmehr das soziale und kulturelle 
Engagement im Vordergmnd stehen. 

Bei konkreter Gefährdung der Zielerreichung kommt eine 
Ermessensreduziemng auf Null in Betracht. 

Zu Nummer 9 (§ 98) 

Die Kinder- und Jugendarbeit ist als Arbeitsfeld der Kinder- 
und Jugendhilfe auf belastbare Daten für eine empirische 
Dauerbeobachtung angewiesen. Um künftig die Kinder- 
und Jugendarbeit in ihrer gesamten thematischen Breite ab- 
zubilden, wird die bislang vorgesehene Beschränkung auf 
öffentlich geförderte Angebote aufgegeben und auf sämtli- 
che Angebote der Kinder- und Jugendarbeit gemäß § 1 1 re- 
kurriert. 

Da Fortbildungsmaßnahmen für ehrenamtliche Mitarbeiter 
für die Arbeit der in der Kinder- und Jugendarbeit engagier- 
ten Träger von herausgehobener Bedeutung sind, soll auch 
dieses außerhalb der Kinder- und Jugendarbeit im engeren 
Sinne liegende spezielle Segment im Rahmen der Bundes- 
statistik zur Kinder- und Jugendarbeit erhoben werden. 
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Zu Nummer 10 (§ 99) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Bei den Erhebungen über vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen wird durch Strei- 
chung eines überflüssigen Erhebungsmerkmals deren syste- 
matische Neustrukturierung im Rahmen des Kinder- und 
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes nachvollzogen. 
Darüber hinaus wird auf das Konzept des Migrationshinter- 
grundes des in Obhut genommenen Kindes oder Jugendli- 
chen anstelle der Staatsangehörigkeit abgehoben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Es ist festzustellen, dass die in der amtlichen Statistik zu 
Adoptionen ausgewiesenen Zahlen oft unvollständig und 
verschiedentlich aufgrund unterschiedlicher Auslegung so- 
gar falsch zugeordnet sind. Diese Mängel körmen behoben 
werden, indem bei der Datenerfassung explizit zwischen In- 
lands- und Auslandsadoption unterschieden wird und die 
Erhebungsmerkmale um wesentliche Punkte, die im Rah- 
men der Auslandsadoption von besonderem Interesse sind, 
ergänzt werden. Hierbei ist der Terminus der Auslandsadop- 
tion am Begriff der „internationalen Adoption“ des § 2a des 
Adoptionsvermittlungsgesetzes ausrichtet worden, um 
Missverständnisse zu vermeiden. 

Da das Alter des angenommenen Kindes oder Jugendlichen 
ausschließlich auf der Basis des Geburtsjahres berechnet 
wird, ist die Angabe des Geburtsmonats entbehrlich. 

Als erheblicher Mangel in der Statistik zu Adoptionen hat 
sich zudem gezeigt, dass insbesondere bei der Nationalität 
des Kindes bzw. Jugendlichen vor Annahme und seinem 
Herkunftsland aufgrund der bisherigen Ausgestaltung der 
Erhebungsbögen oft Unklarheit besteht. Um diese für die 
internationale Adoption wesentlichen Angaben besser zu er- 
fassen, werden Nationalität und Herkunftsland als aus- 
drückliche Erhebungsmerkmale aufgenommen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Da die Auskunftspfhcht bei der Erhebung zum Schutzauf- 
trag bei Kindeswohlgefahrdung nach § 8a ausschließlich 
beim örtlichen Jugendamt liegt und über die Erfassung des 
Merkmals der die Gefährdung anregenden Institution oder 
Person ausreichende Informationen vorliegen, ist die An- 
gabe der Art des Trägers entbehrlich. 

Zu Buchstabe d (Absatz 7) 

Neben einer redaktionellen Änderung werden zwei neue 
Merkmale zur Art der in Tageseinrichtungen für Kinder be- 
schäftigten Personen sowie zum Betreuungsbeginn aufge- 
nommen. Zur Verbesserung der Datenlage wird damit die 
Erfassung befristeter und unbefristeter Arbeitsverhältnisse 
beim pädagogischen und in der Verwaltung tätigen Personal 
sowie die Dauer der Förderung in der Tageseinrichtung er- 
möglicht, in der sich das Kind am Erhebungsstichtag befin- 
det. 

Zu Buchstabe e (Absatz 7a) 

Wie im Hinblick auf die Förderung von Kindern in Tages- 
einrichtungen, so wird auch in Bezug auf die Kindertages- 
pfiege die Dauer der Förderung bei der Tagespflegeperson 


erfasst, von der das Kind am Erhebungsstichtag betreut 
wird. 

Zu Buchstabe f (Absatz 8) 

Absatz 8 regelt die Erhebungsinhalte der amtlichen Statistik 
zur Kinder- und Jugendarbeit. Die aufgeführten Erhebungs- 
merkmale bilden Erhebungsdimensionen ab, deren Berück- 
sichtigung bei den Erhebungen über die Angebote der Kin- 
der- und Jugendarbeit im Rahmen eines Expertenwork- 
shops, den das Statistische Bundesamt unter Beteiligung 
von Vertreterinnen und Vertretern des Bundesministeriums 
für Familien, Senioren, Frauen und Jugend, der obersten 
Landesjugendbehörden, der Landesjugendämter, der kom- 
munalen Spitzenverbände, der (Jugend-)Verbände, der Wis- 
senschaft sowie der Statistischen Landesämter durchgeführt 
hat, für unbedingt notwendig erachtet wurde. 

Neben offenen und Gruppenangeboten werden dabei auch 
Veranstaltungen und Projekte der Jugendarbeit berücksich- 
tigt, da ein wesentlicher Teil der Angebote der Jugendarbeit 
aus von vornherein befristeten Vorhaben besteht, die sich 
deutlich von den allgemeinen Angeboten der Jugendarbeit 
mit beispielweise regelmäßigen Treffen oder festen Öff- 
nungszeiten abgrenzen. 

Die Erhebungsmerkmale beziehen sich nicht nur auf die 
Angebote der Jugendarbeit, die diese anbietenden Träger 
und die an diesen Teilnehmenden bzw. diese Besuchenden. 
Sie umfassen auch Angaben zu den bei der Durchführung 
der Angebote tätigen Personen im Hinblick auf deren Alter, 
Geschlecht und der Art ihrer Beschäftigung und Tätigkeit. 
Das letztgenannte Merkmal soll eine Differenzierung nach 
haupt- und ehrenamtlich Tätigen ermöglichen und im Falle 
hauptberuflicher Fachkräfte befristetet und unbefristete Ar- 
beitsverhältnisse erfassen. In Bezug auf die internationale 
Jugendarbeit werden darüber hinaus Partnerländer und Ver- 
anstaltungen im In- und Ausland berücksichtigt. 

Zu Buchstabe g (Absatz 9) 

Durch die Anpassung der Erhebungsmerkmale bei den Er- 
hebungen über die (sonstigen) Einrichtungen und dort täti- 
gen Personen an die Erhebungen über die Tageseinrichtun- 
gen für Kinder im Hinblick auf die Beschäftigungsart wird 
die Datenlage über die Beschäftigten in der Kinder- und Ju- 
gendhilfe deutlich verbessert. 

Zu Nummer 11 (§100) 

Die Kenn-Nummer hat ausschließlich die Funktion zur Prü- 
fung der Richtigkeit der Statistik. Sie wird für eventuelle 
Rückfragen bei den Jugendämtern genutzt wird. Auch mög- 
liche Doppelzählungen können so vermieden werden. Nach 
Prüfung der Richtigkeit wird die Kenn-Nummer wieder ge- 
löscht. 

Zu Nummer 12 (§101) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

In der Regel werden die Erhebungen der amtlichen Kinder- 
und Jugendhilfestatistik jährlich durchgeführt. Lediglich die 
Erhebungen über die Maßnahmen der Jugendarbeit und 
über die über die Einrichtungen und tätigen Personen in der 
Kinder- und Jugendhilfe (ohne Tageseinrichtungen für Kin- 
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der) werden bislang vierjährlich durchgeführt. Beide Erhe- 
bungen stellen zentrale Beobachtungsinstrumente für die 
Entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe dar. 

So soll die Einrichtungs- und Personalstatistik wichtige Ent- 
wicklungen der Kinder- und Jugendhilfe insgesamt und 
ihrer Arbeitsfelder abbilden. Bereits im Rahmen ihrer Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage „Gleichwertige Lebensbedin- 
gungen in Deutschland und soziale Angebote und Leistun- 
gen für Kinder, Jugendliche und Eltern“ (Bundestagsdruck- 
sache 17/6516, S. 17) hat die Bundesregierung jedoch dar- 
auf hingewiesen, dass diese Teilerhebung im Hinblick auf 
die erheblichen Veränderungen in den Arbeitsfeldern der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie angesichts dynamischer Ent- 
wicklungen in der Kinder- und Jugendhilfe in den letzten 
Jahren diesem Anspruch nicht immer gerecht wird, und 
hierzu insbesondere die vierjährige Periodizität in Bezug 
gesetzt. Aufgrund der vierjährigen Periodizität werden rele- 
vante Entwicklungen zur Fachkräftesituation sowie zu den 
Beschäftigungsbedingungen in der Kinder- und Jugendhilfe 
zu spät sichtbar und erkannt. 

Um eine zeitnahe Abbildung der Entwicklungen beim Fach- 
personal der Kinder- und Jugendhilfe und seinen Arbeitsfel- 
dern zu ermöglichen und die Entwicklungen in der Kinder- 
und Jugendarbeit zuverlässig und aktuell beobachten zu 
können, wird die Periodizität für beide Erhebungen auf zwei 
Jahre verkürzt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen und der Statisti- 
schen Landesämter erfolgt ein Wechsel zu einem rückwir- 
kenden Erhebungsmodus bei den Erhebungen zu den Ange- 
boten der Kinder- und Jugendarbeit. 

Zu Nummer 13 (§ 102) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die geänderte Num- 
memabfolge in § 100. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zu Doppelbuehstabe aa (Absatz 2 Nummer 1 und 2) 

Die Fonuulierung wird jeweils an den neuen Erhebungstat- 
bestand in § 99 Absatz 8 angepasst. 

Zu Doppelbuehstabe bb (Absatz 2 Nuiumer 6) 

Ein Kemgedanke des neuen Erhebungskonzeptes zu den 
Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit ist es, den Bericht- 
kreis inhaltlich nicht wie bisher über die Art der angebote- 
nen Kinder- und Jugendarbeit, sondern über die Art der an- 
bietenden Träger zu bestimmen. Dies führt zu einer wesent- 
lichen Erleichterung der Erhebungsorganisation. Die Neu- 
konzeption der Statistik zur Kinder- und Jugendarbeit 
berücksichtigt einerseits die Breite des Trägerspektrums, 
begrenzt aber andererseits den Kreis der Auskunftspflichti- 
gen auf die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe und die an- 
erkannten Träger der freien Jugendhilfe. Mit diesem Zu- 
schnitt des Berichtskreises ist eine Konzentration der Erhe- 
bung auf diejenigen statistischen Einheiten verbunden, die 
nachweislich längerfristig und im nennenswerten Umfang 
in der Kinder- und Jugendarbeit tätig sind und die Masse der 


Erhebungsinformationen bereitstellen. Im Übrigen handelt 
es sich bei diesem Berichtskreis um die Hauptempfänger öf- 
fentlicher Fördergelder und um langjährig mit der öffentli- 
chen Kinder- und Jugendhilfe kooperierende Partner. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Absatz 2 Nummer 7) 

Es hat sich gezeigt, dass in der amtlichen Statistik weitest- 
gehend die Zahlen von Adoptionen fehlen, bei denen Adop- 
tionsvermittlungsstellen in freier Trägerschaft beteiligt wa- 
ren. Nicht alle von denen sind zugleich Träger der freien 
Jugendhilfe und damit meldepflichtig, nur einige dieser 
Stellen haben ihre Zahlen freiwillig gemeldet. Da etwa 
80 Prozent der internationalen Adoptionen von den Adop- 
tionsvermittlungsstellen in freier Trägerschaft durchgeführt 
werden, müssen die Landes- und damit auch die Bundes- 
statistik bei der Zahl der stattgefundenen Auslandsadop- 
tionen zwangsläufig lückenhaft bleiben. Die aufsichtführen- 
den Zentralen Adoptionsstellen der Länder wiederum haben 
keine Rechtsgrundlage, um die freien Träger in die Melde- 
pflicht zu zwingen. Mit der Regelung werden alle Adop- 
tionsvermittlungsstellen, ausländische wie inländische, als 
meldepflichtige Stellen zur Schließung dieser Lücke einbe- 
zogen. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Absatz 2 Nummer 8 neu) 

Systematische Anpassung der Aufzählung aufgrund der 
Einfügung der Adoptionsvermittlungsstellen in freier Trä- 
gerschaft als meldepflichtige Stellen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Mit der Verlängerung der Befristung wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass eine Neuordnung der Zuständig- 
keiten für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen bis 
zum Ablauf des Jahres 2013 nicht erreicht werden kann. Die 
Befristung des Leistungstatbestandes des § 54 Absatz 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, der im Rahmen des Ge- 
setzes zur Regelung des Assistenzbedarfs im Krankenhaus 
vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2495) in das Gesetz aufge- 
nommen wurde, erfolgte laut amtlicher Begründung (Aus- 
schussdrucksache 16(11)1385) wegen der angestrebten 
Neuordnung der Zuständigkeiten für Kinder und Jugend- 
liche. 

Die Neuordnung der Zuständigkeiten für Kinder und 
Jugendliche mit Behinderungen war nach der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz (ASMK) 2007 zunächst Gegen- 
stand der interkonferenziellen Arbeitsgruppe „Sicherung 
der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen mit Behinde- 
rungen“; seit der ASMK 2009 ist damit die von der ASMK 
und JFMK eingesetzte Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Inklu- 
sion von jungen Menschen mit Behinderungen“ befasst. 
Wegen des Umfangs und der Komplexität der in diesem Zu- 
sammenhang zu klärenden Fragen wird die Arbeitsgruppe 
ihren Abschlussbericht erst der JFMK und der ASMK 2013 
vorlegen können. 

Bei einer Entscheidung von JFMK und ASMK für eine 
Neuordnung wird die Bundesregierung prüfen, ob den Be- 
schlüssen von ASMK und JFMK Rechnung getragen wer- 
den soll. Wenn sie sich für eine Neuordnung entscheidet, 
könnte ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren frühes- 
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tens in der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundesta- 
ges durchgeführt werden. Die Dauer der Verlängerung der 
Befristung berücksichtigt daneben auch die Einschätzung 
der von der Arbeitsgruppe angehörten Expertinnen und Ex- 
perten, die eine Übergangszeit von drei bis fünf Jahren für 
erforderlich halten. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Es wird dadurch sichergestellt, dass die für die Verwaltungs- 
praxis der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
dringend notwendige Weiterentwicklung des Kostenbei- 
tragsrechts so zeitnah wie mit Blick auf die damit verbunde- 
nen Umstellungen möglich in Kraft tritt. 

Im Übrigen wird dafür Sorge getragen, dass die weiteren 
Rechtsänderungen vor ihrem Inkrafttreten mit ausreichen- 
dem Vorlauf bekannt sind und entsprechende Vorbereitun- 
gen ermöglicht werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nonnenkontrollrat hat den Entwurf des Re- 
gelungsvorhabens geprüft. 

1. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

jährlicher zeitlicher Aufwand 
jährlicher Sachaufwand 
jährlicher Aufwand pro Fall 

3 100 Stunden 
34 000 Euro 
45 min, 6 Euro (Porto, 
etwaige Fahrtkosten) 

Wirtschaft 

jährlicher Aufwand 

380 000 Euro 

Verwaltung 

Bund 

einmaliger Aufwand 
jährliche Belastung 

Länder 

eimualige Urustellungskosten 
jährlicher Aufwand 

Kommunen 

jährlicher Aufwand 
jährliche Entlastung 

44 000 Euro 

1 3 000 Euro 

224 000 Euro 
599 000 Euro 

1 , 0 Mio. Euro 
-1,8 Mio. Euro 

Das Ressort hat den sich voraussichtlich ergebenden Er- 
füllungsaufwand nachvollziehbar dargestellt. Der Natio- 
nale Normenkontrollrat hat daher keine Bedenken gegen 
das Regelungsvorhaben. 


II. Im Einzelnen 

Der Gesetzentwurf sieht Änderungen des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB Vlll) 

in folgenden wesentlichen Regelungsbereichen vor: 

• Anpassung des Kostenbeitragsrechts in der Kinder- und 
Jugendhilfe aufgrund aktueller wirtschaftlicher und 
rechtlicher Entwicklungen. Hier schafft das Gesetz die 
notwendige Ermächtigungsgrundlage. Die entspre- 
chende ausführende VO wurde dem NKR zeitgleich zur 
Prüfung übersandt, die anfallenden Kosten wurden aus- 
gewiesen (NKR-Nummer 2394). 

• Verbesserung der Datenlage in der Kinder- und Jugend- 
hilfestatistik, 

• Unterstützung von Kindern und Jugendlichen beim Um- 
gang mit dem leiblichen, nicht rechtlichen Vater. 

a) Erfüllungsaufwand für Bürger 

• Bei voraussichtlich 1 000 Fällen pro Jahr, in denen Kin- 
der und Jugendliche mit der Bitte an die Jugendhilfe her- 
antreten, sie beim Umgang mit dem leiblichen nicht 
rechtlichen Vater zu beraten, entsteht voraussichtlich ein 
jährlicher Zeitaufwand von insgesamt 583 Stunden für 
den Bürger (pro Fall: ca. 35 Minuten für Beratungsge- 
spräch, einschließlich Wege- und Wartezeit) sowie ein 
monetärer Aufwand von insgesamt ca. 4 000 Euro (pro 


Fall 4 Euro geschätzte Fahrtkosten) für die betroffenen 
Kinder und Jugendlichen. 

• Ferner geht das Ressort davon aus, dass jährlich ca. 
15 000 Kostenbeitragspflichtige einen Antrag auf Neube- 
rechnung ihres durchschnittlichen Monatseinkomruens 
nach § 93 Absatz 4 SGB Vlll stellen werden. Dies führt 
voraussichtlich zu eineru zeitlichen Aufwand von insge- 
sarut 2 500 Stunden und einem monetären Aufwand von 
jährlich insgesamt ca. 30 000 Euro für Porto und etwaige 
Kopien (pro Fall: ca. 10 Minuten zur Fertigung eines 
formlosen Antrages, 2 Euro Porto- und Kopierkosten). 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

• Für die Wirtschaft entstehen durch die Erweiterung einer 
Informationspflicht im Zuge der Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfestatistik zusätzliche Bürokratie- 
kosten in Höhe von insgesamt ca. 380 000 Euro jährlich. 
Dieser Mehraufwand bezieht sich im Bereich der Kinder- 
und Jugendarbeit hinsichtlich einer zeitlichen und inhalt- 
lichen Erweiterung der Informationspflicht auf ca. 20 000 
freie Träger der Jugendhilfe und urufasst damit ca. 6 Euro 
pro Träger und Jahr. Im Bereich der Kindertagesbetreu- 
ung entstehen hinsichtlich einer inhaltlichen Erweiterung 
der Informationspflicht für ca. 35 000 freie Träger der Ju- 
gendhilfejährlich rund 2 Euro höhere Kosten. Bei sonsti- 
gen Einrichtungen ergeben sich aus einer zeitlichen Er- 
weiterung der Informationspflicht für ca. 14 000 freie 
Träger der Jugendhilfe Mehrkosten in Höhe von ca. 
14 Euro pro Jahr. 

c) Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Für den Bund 

• Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfesta- 
tistik entstehen für den Bund einmalige Umstellungs- 
kosten in Höhe von 44 000 Euro für die Einführung des 
neuen Erhebungskonzepts und jährliche Kosten für die 
Durchführung der Erhebung in Höhe von 13 000 Euro. 

Für die Länder 

• Durch die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfesta- 
tistik entstehen für die Länder einmalige Umstellungs- 
kosten in Höhe von ca. 224 000 Euro (durchschnittlich 
rund 14 000 Euro pro Land). Der jährliche Mehrauf- 
wand für die Durchführung der Erhebung beläuft sich 
auf ca. 599 000 Euro; das bedeutet im Durchschnitt rund 
38 000 Euro jährlich pro Land. 

Für die Komruunen 

• Durch die Änderungen der Heranziehung zu Kostenbei- 
trägen entsteht bei der Erfüllung der Aufgaben insge- 
samt eine Mehrbelastung für die Kommunen in Höhe 
von rund 166 000 Euro. 

• Auf der Grundlage dieses Gesetzes wird auch die Ko- 
stenbeitragsverordnung zum SGB Vlll geändert. Durch 
die Änderungsverordnung entsteht eine Entlastung der 
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Kommunen in Höhe von insgesamt ca. 1 ,8 Mio. Euro im 
Jahr. 

• Die Berücksichtigung des neuen Rechtsanspruchs von 
leiblichen, nicht rechtlichen Vätern auf Umgang mit 
ihrem Kind führt zu Mehrkosten bei den Jugendämtern 
in Höhe von 750 000 Euro. 

• Die Erweiterung der Kinder- und Jugendhilfestatistik ist 
für die Kommunen als „Datenmelder“ mit einem jähr- 
lichen Mehraufwand in Höhe von ca. 151 000 Euro ver- 
bunden. 

Das Ressort hat den sich ergebenden Erfüllungsaufwand 
transparent und nachvollziehbar dargestellt. Der Nationale 
Normenkontrollrat hat daher keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 908. Sitzung am 22. März 2013 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nummer 5a - neu - (§ 89d SGB Vlll) 

ln Artikel 1 ist nach Nummer 5 folgende Nummer 5a 
einzufügen: 

,5a. § 89d wird wie folgt gefasst: 

„§89d 

Kostenerstattung bei Leistungen oder vorläufigen 
Maßnahmen nach der Einreise 

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger aufwendet, 
sind vom Land zu erstatten, wenn 

1. innerhalb eines Monats nach der Einreise eines 
jungen Menschen oder eines Leistungsberechtig- 
ten nach § 19 Leistungen oder vorläufige Maß- 
nahmen nach diesem Buch erbracht werden und 

2. sich die örtliche Zuständigkeit 

a) nach dem tatsächlichen Aufenthalt dieser Per- 
son, 

b) nach der Zuweisungsentscheidung der zustän- 
digen Landesbehörde oder 

c) nach dem gewöhnlichen Aufenthalt dieser 
Person in einer nach § 89e geschützten Ein- 
richtung, anderen Familie oder sonstigen 
Wohnform richtet. 

Als Tag der Einreise gilt der Tag des Grenzüber- 
tritts, sofern dieser amtlich festgestellt wurde, 
oder der Tag, an dem der Aufenthalt im Inland 
erstmals amtlich festgestellt wurde, andernfalls 
der Tag der ersten Vorsprache bei einem Jugend- 
amt. 

(2) Erstattungspflichtig ist das Land, zu dessen 
Bereich der örtliche Träger gehört. 

(3) Die Erstattungspflicht nach Absatz 1 bleibt un- 
berührt, wenn die Person um Asyl nachsucht oder 
einen Asylantrag stellt. Die Erstattungspflicht ent- 
fällt, wenn inzwischen für einen zusammenhängen- 
den Zeitraum von drei Monaten Jugendhilfe nicht zu 
gewähren war. Kostenerstattungsansprüche nach 
Absatz 1 gehen Ansprüchen nach den §§89 bis 89c 
und nach § 89e vor. 

(4) Die Belastungen aufgrund der Erstattungs- 
pflicht nach Absatz 1 werden jährlich zwischen den 
Ländern ausgeglichen. Zu diesem Zweck ermittelt 
das Bundesverwaltungsamt die von den einzelnen 
Ländern zu tragenden Kosten mittels eines Belas- 
tungsvergleichs. Grundlagen dafür sind 

1. die im vorangegangenen Kalenderjahr nach Ab- 
satz 1 aufgewendeten Gesamtkosten und 


2. die Kosten, die von den überörtlichen Trägem für 
Leistungen an Deutsche im Ausland nach Maß- 
gabe von § 6 Absatz 3 aufgewendet worden sind. 

Die Länder teilen die Höhe der von ihnen nach Satz 2 
aufgewendeten Kosten bis zum 31. März des Folge- 
jahres dem Bundesverwaltungsamt mit. Die den ein- 
zelnen Ländern entstandenen tatsächlichen Belas- 
tungen werden die Kosten gegenübergestellt, die die 
Länder nach dem aktuellen Schlüssel zu tragen ha- 
ben, der sich aus der Berechnung der Büros der Ge- 
meinsamen Wissenschaftskonferenz ergibt, die im 
Bundesanzeiger veröffentlicht wird (Königsteiner 
Schlüssel). 

(5) Das Bundesverwaltungsamt unterrichtet auf- 
gmnd des Belastungsvergleichs die Länder bis zum 
30. April über die Höhe der von ihnen im Hinblick 
auf das vorangegangene Jahr zu tragenden Kosten 
oder der ihnen zustehenden Ausgleichsansprüche. 
Die Kosten sind von den Zahlungspflichtigen Län- 
dern innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der 
Mitteilung des Bundesverwaltungsamtes auf das 
von diesem bestimmte Konto zu zahlen. Das Bun- 
desverwaltungsamt prüft den fristgerechten Eingang 
der Zahlungen und begleicht mit den Einzahlungen 
innerhalb eines Monats die Ausgleichsansprüche 
der anspmchsberechtigten Länder.“' 

Begründung 

Die Fonnuliemng bemht auf den Beratungen einer 
Bund-Länder-Arbeitsgmppe unter Beteiligung der kom- 
munalen Spitzenverbände und orientiert sich an einem 
Vorschlag des Abschlussberichts der Expertengmppe zu 
dem seitens des Bundesministeriums für Familien, Se- 
nioren, Frauen und Jugend geförderten Projekt „Neu- 
regelung der Vorschriften zur örtlichen Zuständigkeit 
und Kostenerstattung in der Kinder- und Jugendhilfe“ 
vom 27. Januar 2010, der ein zweistufiges Verfahren der 
Kostenerstattung vorsieht. 

Die Abfolge der Regelungen in den einzelnen Absätzen 
wurde der neuen Systematik (Stufe 1: Absätze 1 bis 3; 
Stufe 2: Absätze 4 und 5) angepasst. 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen für die Kostener- 
stattung. Erfasst werden neben den bereits in § 89d Ab- 
satz 1 SGB Vlll der bisherigen Fassung enthaltenen Tat- 
beständen (Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b) künftig 
auch die Fälle, in denen sich die örtliche Zuständigkeit 
nach dem gewöhnlichen Aufenthalt dieser Person in 
einer gemäß § 89e SGB Vlll geschützten Einrichtung, 
anderen Familie oder sonstigen Wohnform richtet. Hin- 
tergrund ist die Tatsache, dass junge Menschen im Ein- 
zelfall schon während der zunächst erfolgten Inobhut- 
nahme einen gewöhnlichen Aufenthalt begründen kön- 
nen, weim bereits während der Inobhutnahme feststeht, 
dass diese durch eine längerfristig angelegte Jugendhil- 
feleistung im selben Jugendamtsbereich abgelöst werden 
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soll. Handelt es sich nicht um Asylsuchende im Sinne 
von § 86 Absatz 7 SGB Vlll, wären diese Fälle nicht 
von § 89d SGB Vlll erfasst, weil sich für die Anschluss- 
hilfe die örtliche Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen 
Aufenthalt des jungen Menschen vor Beginn der Leis- 
tung, also in der (Inobhutnahme-)Einrichtung, richtet 
(§ 86 Absatz 4 SGB Vlll). 

Absatz 2 bestimmt nach dem Konzept des zweistufigen 
Modells die Kostenerstattungspflicht des Landes, zu 
dessen Bereich der örtliche Träger gehört. Die Länder 
kennen die regionalen Besonderheiten (zum Beispiel: 
Flughafen, Autobahn ins Ausland, typische Herkunfts- 
länder) und können die Fälle besser einschätzen. Dies 
trägt zu einer besseren Vorhersehbarkeit der Kosten bei. 
Darüber hinaus wird eine einheitliche Bearbeitung für 
die örtlichen Träger und zuständigen Landesbehörden 
möglich. Dies führt zu einer Reduzierung des Verwal- 
tungsaufwands. 

Absatz 3 enthält nähere Regelungen zum Fortbestand 
beziehungsweise zum Ende der Erstattungspflicht sowie 
eine Kollisionsnorm bei konkurrierenden Erstattungs- 
pflichten und fasst damit die bisher in Absatz 1 Satz 3, 
Absatz 4 und 5 enthaltenen Regelungen zusammen. 

ln Absatz 4 wird entsprechend dem Ergebnis der Bera- 
tungen in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Örtliche Zu- 
ständigkeit und Kostenerstattung“ ein jährlicher Belas- 
tungsausgleich zwischen den Ländern auf der Grundlage 
des Königsteiner Schlüssels vorgeschrieben, in den ne- 
ben den Aufwendungen im Bereich der Kostenerstattung 
nach Absatz 1 (Satz 2 Nummer 1) - wie bisher im ein- 
stufigen Modell - auch die Kosten der überörtlichen Trä- 
ger für Leistungen an Deutsche im Ausland (Satz 2 
Nummer 2) einfiießen. 

ln Absatz 5 werden die Aufgaben des Bundesverwal- 
tungsamts zum Ausgleich der Belastungen näher gere- 
gelt. Den Zahlungspflichtigen Ländern wird eine Frist 
gesetzt. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 5b - neu - (§ 89h SGB Vlll) 

ln Artikel 1 ist nach der neuen Nummer 5a folgende 
Nummer 5b einzufügen: 

,5b. § 89h wird wie folgt gefasst: 

„§ 89h 

Übergangsvorschrift 

(1) Ist das kostenerstattungspfiichtige Land vor 
dem 1. Januar 2014 vom Bundesverwaltungsamt be- 
stimmt worden, so bleibt dieses Land bis zur Been- 
digung der Leistung oder der vorläufigen Maß- 
nahme zur Kostenerstattung gegenüber dem örtli- 
chen Träger verpflichtet. Die Belastung ab dem 
1. Januar 2014 wird im Belastungsvergleich nach 
§ 89d Absatz 4 berücksichtigt. 

(2) Gesondert auszugleichen sind 

1. die Kosten, die die Länder oder überörtlichen 
Träger den örtlichen Trägem für Leistungen und 
vorläufige Maßnahmen bis zum 31. Dezember 
2013 aufgmnd einer Bestimmungsverfügung des 
Bundesverwaltungsamtes nach § 89d Absatz 4 in 


der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fas- 
sung erstattet haben, sowie 

2. die Kosten, die für die Gewähmng von Leistun- 
gen an Deutsche im Ausland nach Maßgabe des 
§ 6 Absatz 3 bis zum 31. Dezember 2013 entstan- 
den sind. 

Zu diesem Zweck erstellt das Bundesverwaltungs- 
amt einen Belastungsvergleich auf der Grandlage 
der im Jahre 2013 erfolgten Zahlungen entspre- 
chend dem Verfahren nach § 89d Absatz 3 in der bis 
zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung. Die auf 
diese Weise ermittelten Zahlungsverpflichtungen 
sind von den Zahlungspflichtigen Ländern bis zum 
Ende des Jahres 2015 auf ein vom Bundesverwal- 
tungsamt bestimmtes Konto zu zahlen. Das Bundes- 
verwaltungsamt prüft den fristgerechten Eingang 
der Zahlungen und begleicht mit den Einzahlungen 
die Ausgleichsansprüche der ausgleichsberechtigten 
Länder. 

(3) Sofern die Zahlungsverpflichtungen nach Ab- 
satz 2 die Ausgleichsansprüche übersteigen, wird 
der Überschuss vom Bundesverwaltungsamt nach 
dem aktuellen Königsteiner Schlüssel an alle Länder 
ausgezahlt. Sofern aus dem Guthaben nicht alle 
Ausgleichsansprüche befriedigt werden können, er- 
mittelt das Bundesverwaltungsamt eine Verteilung 
dieses Betrages auf alle Länder nach dem Königstei- 
ner Schlüssel. Die auf die einzelnen Länder entfal- 
lenden Beträge sind von den ausgleichspflichtigen 
Ländern bis zum Ende des Jahres 2016 auf das vom 
Bundesverwaltungsamt bestimmte Konto zu 
zahlen.““ 

Begründung 

Die Übergangsregelung unterscheidet zwischen den zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neuregelung (1. Januar 
2014) noch laufenden Fällen (Absatz 1) und den Belas- 
tungen der Länder, die sich aus den bis dahin leistungs- 
mäßig abgeschlossenen, aber finanziell noch nicht aus- 
geglichenen Fällen ergeben (Absatz 2 und 3). 

Nach Absatz 1 sollen die (am 1. Januar 2014) noch lau- 
fenden Fälle nach altem Recht abgeschlossen werden, so 
dass die Erstattungspflicht des vom Bundesverwaltungs- 
amt bestimmten Landes gegenüber dem örtlichen Träger 
bis zur Beendigung der Hilfe bestehen bleibt. Die Belas- 
tungen der Länder, die in der Zeit nach dem 1. Januar 
2014 durch Zahlungen auf der Grundlage einer Bestim- 
mung durch das Bundesverwaltungsamt an die erstat- 
tungsberechtigten örtlichen Träger entstehen, werden je- 
doch (bis zum Ende der Leistung beziehungsweise Inob- 
hutnahme) bereits im neuen Belastungsvergleich nach 
§ 89d SGB Vlll auf der Stufe 2 berücksichtigt. 

Nach Absatz 2 werden Belastungen, die sich für die Län- 
der bis zum 31. Dezember 2013, dem Tag vor Inkrafttre- 
ten der Neuregelung, ergeben haben, in einem gesonder- 
ten Abschluss-Belastungsausgleich berücksichtigt. Da- 
mit werden die alten Belastungen beziehungsweise Ver- 
pflichtungen nicht in das neue zweistufige Verfahren 
einbezogen. Für die Zahlungspflichtigen Länder wird 
eine Frist bestimmt. 
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Absatz 3 bestimmt, dass es eines Ausgleichs bedarf, der 
nach Maßgabe von Absatz 3 durch das Bundesverwal- 
tungsamt vorzunehmen ist, wenn die Zahlungsverpflich- 
tungen und Ausgleichsansprüche der Höhe nach aus- 
einanderfallen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a (§ 93 Absatz 1 
Satz 4 und 5 - neu - SGB Vlll) 

ln Artikel 1 Nummer 7 ist Buchstabe a wie folgt zu fas- 
sen: 

,a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 4 werden „... < weiter wie Gesetzent- 
wurf >“. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Mit Beginn der stationären Jugendhilfemaß- 
nahme außerhalb der Herkunftsfamilie gehen 
Kindergeldansprüche kraft Gesetzes auf den 
Träger der Jugendhilfe über.“ ‘ 

Begründung 

Mit der Heranziehung des Kindergeldes durch einen ei- 
genständigen Heranziehungsbescheid entsteht ein zu- 
sätzlicher Verwaltungsaufwand. Dieser könnte durch 
eine Ergänzung des § 94 Absatz 3 Satz 2 SGB Vlll zum 
Teil kompensiert werden, wenn das dort für die Über- 
leitung des Kindergeldes benannte Kostenerstattungs- 
verfahren durch die Familienkasse nach § 74 Absatz 2 
EStG in einen gesetzlichen Forderungsübergang (cessio 
legis) umgewandelt würde. 

Grundsätzlich ist ein Erstattungsanspruch nach § 74 Ab- 
satz 2 EStG bisher immer erst dann zu realisieren, wenn 
der Jugendhilfeträger gegenüber der Familienkasse 
nachweisen kann, das der Kostenbeitragspflichtige sei- 
ner Zahlungspflicht in Höhe des Kindergeldes nicht 
nachkommt und entsprechend angemahnt wurde. Daraus 
resultieren in der Regel Zahlungsverzögerungen, Ein- 
nahmeverluste und zusätzlicher Verwaltungsaufwand. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe c 

(§93 Absatz 4 und Absatz 5 - neu - und Absatz 6 - neu - 
SGB Vlll) 

ln Artikel 1 Nummer 7 ist Buchstabe c wie folgt zu fas- 
sen: 

,c) Folgende Absätze 4 bis 6 werden angefugt: 

„(4) Maßgeblich ist das durchschnittliche Monats- 
einkommen, das die kostenbeitragspflichtige Person 
während der Maßnahme erzielt. Als Grundlage dient 
das durchschnittliche Einkommen der jeweils voran- 
gegangenen zwölf Monate. 

(5) Einkommensänderungen sind dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe unverzüglich anzuzeigen. Das 
Einkommen ist jährlich zu überprüfen. 

(6) Bei monatlich stark unterschiedlichen Einkom- 
men können vorläufige Kostenbeitragsbescheide er- 
lassen werden.““ 

Begründung 

Der vorgelegte Gesetzentwurf will die Einkommenser- 
mittlung zur Kostenheranziehung normieren. Um diese 


Intention ohne eine Aufblähung des Verwaltungsverfah- 
rens Umsetzen zu können, ist jedoch ein regelhaftes Zu- 
rückgreifen auf das Durchschnittseinkommen des bereits 
abgeschlossenen Kalenderjahres ungeeignet. 

Bei unselbständig Beschäftigten mit regelmäßig gleich- 
bleibendem Einkommen ermöglicht das eine einfache 
Feststellung des Durchschnittseinkommens. Aktuelle 
Veränderungen, zum Beispiel durch langfristige Krank- 
heit oder Arbeitslosigkeit, werden offenbar und können 
berücksichtigt werden. 

Mit der vorstehenden Formulierung wird darüber hinaus 
die bisher fehlende Möglichkeit zum Erlass eines vorläu- 
figen Kostenbeitragsbescheides auf Grundlage der ak- 
tuellen wirtschaftlichen Verhältnisse des Beitragspflich- 
tigen geschaffen. Dies wäre insbesondere wegen der oft 
beträchtlich schwankenden Einkommen Selbständiger 
von Bedeutung und würde sicher zu einer höheren Ak- 
zeptanz der Bescheide und damit zu weniger strittigen 
Verfahren führen. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 98 Absatz 1 Nummer 10 

SGB VIII) und 
Nummer 10 Buchstabe f 

(§ 99 Absatz 8 SGB VIII) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 9 sind in § 98 Absatz I Nummer 10 vor 
dem Wort „Angebote“ und vor dem Wort „Fortbil- 
dungsmaßnahmen“ jeweils die Wörter „mit öffentli- 
chen Mitteln geförderte“ einzufügen. 

b) In Nummer 10 Buchstabe f ist § 99 Absatz 8 wie 
folgt zu fassen: 

„(8) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über 
die mit öffentlichen Mitteln geförderten Angebote 
der Jugendarbeit nach § 11 sowie bei den Erhebun- 
gen über mit öffentlichen Mitteln geförderten Fortbil- 
dungsmaßnahmen für ehrenamtliche Mitarbeiter an- 
erkannter Träger der Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6 
sind offene und Gruppenangebote sowie Veranstal- 
tungen und Projekte der Jugendhilfe gegliedert nach 

1 . Art und Rechtsform des Trägers, 

2. Dauer, Häufigkeit, Durchführungsort und Art des 
mit öffentlichen Mitteln geförderten Angebots, 

3. Alter, Geschlecht sowie Art der Beschäftigung 
und Tätigkeit der bei der Durchführung des mit 
öffentlichen Mitteln geförderten Angebots tätigen 
Personen, 

4. Zahl und Geschlecht der Teilnehmenden sowie 
der Besucher, 

5. Partnerländer und Veranstaltungen im In- und 
Ausland bei den mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten Veranstaltungen und Projekten der interna- 
tionalen Jugendarbeit.“ 

Begründung 

Das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendarbeit ist auf 
belastbare Daten für eine empirische Dauerbeobachtung 
angewiesen. Eine Umstellung der Kinder- und Jugend- 
hilfestatistik im Bereich der Jugendarbeit auf eine reine 
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Angebotserhebung bei den Anbietern ohne Bezug zur 
Förderung muss jedoch als unrealistisch, nicht umsetz- 
bar und in diesem Sinne als nicht zielfuhrend bewertet 
werden. Es ist weiterhin erforderlich, bei der statisti- 
schen Erhebung die Angebote abzubilden, die über die 
öffentliche Förderung erfasst werden können, weil hier- 
durch die Mehrfacherfassung vermieden werden kann 
und die Auskunftspflichtigen eindeutig erreicht werden. 

Um die Kinder- und Jugendarbeit in ihrer gesamten the- 
matischen Breite und ihrer Wirkung als Leistung der 
Kinder- und Jugendhilfe an alle jungen Menschen abzu- 
bilden, werden zusätzlich zur Bundesstatistik qualitative 
Erhebungsmethoden zur Evaluation von Jugendarbeit 
für erforderlich gehalten. 

Die im Gesetzentwurf in Artikel 1 Nummer 10 in § 99 
Absatz 8 Nummer 2 SGB Vlll vorgesehene Erfassung 
der Schulart ist zu streichen; es handelt sich hierbei um 
kein geeignetes Erhebungsmerkmal. 

Die im Gesetzentwurf in Artikel 1 Nummer 10 in § 99 
Absatz 8 Nummer 4 SGB Vlll vorgesehene Erfassung 
des Alters der Teilnehmenden und Besucher würde den 
offenen Charakter von Angeboten der Jugendarbeit kon- 
terkarieren; auf reinen Schätzungen beruhende Altersan- 
gaben führten zu einer Verfälschung der Statistik. Das 
Alter ist deshalb als Erhebungsmerkmal zu streichen. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa (§ 101 Absatz 1 Satz 3 SGB Vlll) 

ln Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa ist § 101 Absatz 1 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die übrigen Erhebungen nach § 99 sind alle zwei Jahre 
durchzutühren, die Erhebung nach § 99 Absatz 8 erstma- 
lig für das Jahr 2015 und nach § 99 Absatz 9 erstmalig 
für das Jahr 2014.“ 

Begründung 

Die Statistiken nach § 99 Absatz 8 SGB Vlll (Erhebun- 
gen über die Angebote der Jugendarbeit) und nach § 99 
Absatz 9 SGB Vlll (Erhebungen über die Einrichtungen 


der Jugendarbeit) sollen alternierend, begirmend ab dem 
Jahr 2014, durchgeführt werden. Die Erhebungen im 
gleichen Jahr sind aus Kostengründen zu aufwendig. 
Beide Statistiken folgen unterschiedlichen Erhebungs- 
konzepten. Die Angebote der Jugendarbeit beziehen sich 
auf die Angebote innerhalb eines Jahres, die Erhebung 
über die Einrichtungen der Jugendhilfe ist eine Bestand- 
serhebung. Da der Bereich der amtlichen Statistik einem 
kontinuierlichen Einsparzwang unterliegt, erscheint eine 
Reduzierung auf das gebotene Maß sinnvoll. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb (§ 102 Absatz 2 Nummer 6 SGB Vlll) 

ln Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b ist Doppelbuch- 
stabe bb zu streichen. 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Beschränkung der 
Auskunftspflichtigen auf den Kreis der anerkannten Trä- 
ger der freien Jugendhilfe wird zu einer Verschlechte- 
rung der Datenlage im Feld der Kinder- und Jugendhil- 
festatistik im Bereich der Jugendarbeit führen. Regelhaft 
wird ein großer Anteil der örtlichen Angebote von nicht 
anerkannten Trägem der Jugendarbeit erbracht. Die vor- 
genommene Eingrenzung ist daher abzulehnen. Die 
Streichung des Ändemngsvorschlags wird vorgeschla- 
gen. Die bisherige Regelung soll damit weiterhin unver- 
ändert gelten. 

8. Zu Artikel 3 Absatz 1 (Inkrafttreten) 

ln Artikel 3 Absatz 1 ist das Wort „dritten“ durch das 
Wort „sechsten“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist eine Frist von mindestens sechs Monaten in Bezug 
auf die Änderungen im Kostenbeitragsrecht notwendig, 
weil die Neuberechnung von Kostenbeiträgen erfah- 
rungsgemäß mit erheblichem Verwaltungs- und Zeitauf- 
wand verbunden ist. Wegen der neuen Systematik wer- 
den die Jugendämter jeden Fall neu berechnen müssen. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 - Nummer 5a - neu - § 89d 
SGB Vlll) 

Der Vorschlag wird geprüft. 

Die Bundesregierung hält die Regelung eines neu gestalte- 
ten Verteilungsverfahrens im Rahmen einer Kostenerstat- 
tungsvereinbarung zwischen den Ländern für den geeigne- 
teren Weg, um zu einer in jeder Hinsicht tragfähigen Lösung 
zu kommen, und bietet den Ländern an, den Abstimmungs- 
prozess hierzu weiterhin zu unterstützen. 

Der nunmehr vom Bundesrat aufgegriffene Vorschlag ba- 
siert auf den Beratungen einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände. Aus- 
gangspunkt dieser Beratungen war ein seitens der Länder 
artikulierter Verbesserungsbedarf hinsichtlich des bestehen- 
den Systems zur gleichmäßigen Verteilung der Kosten unter 
den Ländern, die für Leistungen und vorläufige Maßnah- 
men an Personen ohne gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
unmittelbar nach der Einreise von den örtlichen Trägem der 
öffentlichen Jugendhilfe aufgewandt worden sind. Einver- 
nehmliches Ziel war es, die Kalkulierbarkeit der Kostenbe- 
lastung zu verbessern sowie mehr Transparenz im Vertei- 
lungsverfahren herzustellen und dabei auch weiterhin eine 
gleichmäßige Verteilung der Kosten auf alle Länder sicher- 
zustellen. Mit größtem Engagement hat die Arbeitsgruppe 
den vorliegenden Vorschlag zur Umsetzung dieser Intention 
entwickelt. Allerdings konnte weder im Kontext der Bera- 
tungen in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe noch im Bundes- 
rat Einvernehmen unter den Ländern hinsichtlich des Lö- 
sungsvorschlags erzielt werden. 

Es ist der Bundesregierang indes ein zentrales Anliegen, 
dass das Verteilungssystem auf einer in jeder Hinsicht trag- 
fähigen Grundlage basiert und den unterschiedlichen Inter- 
essenlagen und Belastungssituationen der Länder und auch 
der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gerecht 
wird, die aus den unterschiedlichen und auch wechselnden 
Einreisegebieten von Personen ohne gewöhnlichen Aufent- 
halt im Inland resultieren. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 - Nurumer 5b - neu - § 89h 
SGB VIII) 

Der Vorschlag wird geprüft. 

Auf die Ausführungen zu Nurumer 1 wird verwiesen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 - Nummer 7 Buchstabe a - 
§ 93 Absatz 1 Satz 4 und 5 - neu - 
SGB VIII) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Ein genereller gesetzlicher Übergang des Kindergeldes auf 
den öffentlichen Träger der Jugendhilfe ist abzulehnen. Das 


Kindergeld dient der verfassungsrechtlich gebotenen Steu- 
erfreistellung von Einkommen der Eltern in Höhe des Exis- 
tenzminimums ihres Kindes. Das für ein Kind festgesetzte 
Kindergeld karm gemäß § 74 Absatz 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) an die Person oder Stelle ausgezahlt bzw. 
abgezweigt werden, die dem Kind Unterhalt gewährt. Es ist 
ebenfalls möglich, das Kindergeld nur teilweise an die Un- 
terhalt gewährende Stelle auszuzahlen, wenn die Eltern teil- 
weise Unterhaltsleistungen erbringen. 

Bei einer Abzweigung muss in jedem Einzelfall festgestellt 
werden, in welcher Höhe dem Anspruchsberechtigten Auf- 
wendungen für den Unterhalt des Kindes entstanden sind. 
Soweit diese Aufwendungen die Höhe des Kindergeldes 
nicht übersteigen, ist der Differenzbetrag abzuzweigen. Ent- 
fiele die Prüfung im Einzelfall, würden die Eltern ggf. unan- 
gemessen belastet und ihr verfassungsrechtlicher Anspruch 
ausgehebelt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe c - § 93 
Absatz 4 und Absatz 5 - neu - und Ab- 
satz 6 - neu - SGB VIII) 

Der Vorschlag wird im Hinblick auf das ihm zugrunde lie- 
gende Anliegen geprüft, Veränderungen der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse Beitragspflichtiger im laufenden Kalen- 
derjahr der Maßnahrue stärker zu berücksichtigen. Dabei 
geht es um die Frage der Notwendigkeit einer entsprechen- 
den Regelung vor allem mit Blick auf die Verpflichtung zur 
Begrenzung der Heranziehung nach § 92 Absatz 5 Satz 1 
SGB VIII sowie ggf. auch um Möglichkeiten der Umset- 
zung unter Beachtung eines angemessenen Verhältnisses 
von Verwaltungsaufwand und Beitragspassgenauigkeit im 
Sinne der Zielsetzung des Gesetzentwurfs. 

Der Vorschlag des Bundesrates steht den mit dem Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung verfolgten Zielen der Verwal- 
tungsvereinfachung und Erhöhung der Rechtssicherheit im 
Kostenbeitragsrecht entgegen und führt zu größerem Erfül- 
lungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger. Es werden 
darin verschiedene Zeiträume vorgeschlagen, die für die 
Einkommensermittlung ausschlaggebend sein sollen. Es 
bleibt aber unklar, wie Beginn und Ende der Zeiträume be- 
stimmt werden sollen, warm welcher Zeitraum herangezo- 
gen werden soll und wie sich die verschiedenen Zeiträume 
zueinander verhalten. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll zwar das durch- 
schnittliche Monatseinkommen, das die kostenbeitrags- 
pfiichtige Person während der Maßnahme erzielt, maßgeb- 
lich für die Einkomruensermittlung sein. Grundlage der Be- 
rechnung soll jedoch das durchschnittliche Einkommen der 
jeweils vorangegangenen zwölf Monate sein. Hier stellt sich 
die Frage, wie sich diese beiden unterschiedlichen Bemes- 
sungsbezüge vereinbaren und darm auch konkret umsetzen 
lassen. Außerdem wird nicht geregelt, wie der Durchschnitt 
des Einkommens während der Maßnahme gebildet werden 
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soll und ab wann die „vorangegangenen zwölf Monate“ zu- 
rückgerechnet werden. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene jährliche Überprüfung 
des Einkommens ist bereits im Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung sichergestellt. Einer darüber hinaus vom Bundes- 
rat verlangten unverzüglichen Anzeige jeder Einkommens- 
änderung während eines laufenden Kalenderjahres bedarf es 
indes nicht. Die jährliche Überprüfung ist grundsätzlich 
ausreichend. Jede weitere Datenaktualisierung führt zu un- 
nötigem Aufwand für Behörden und Bürgerinnen und Bür- 
ger. Sie erscheint auch nicht Ziel führend, wenn ein durch- 
schnittliches Monatseinkommen maßgeblich sein soll; denn 
eine solche Durchschnittsbildung ist erst nach Ablauf eines 
Jahres möglich. 

Die als weitere Ergänzung der Regelungen des § 93 
SGB Vlll für den örtlichen Träger der Jugendhilfe vorgese- 
hene Möglichkeit, im Rahmen pflichtgemäßer Ermessens- 
ausübung vorläufige Kostenbeitragsbescheide zu erlassen, 
enthält mit ihrer Anknüpfung an monatlich stark unter- 
schiedliche Einkommen einen unbestimmten Rechtsbegriff, 
der mit erheblicher Rechtsunsicherheit einhergeht. Unklar 
bleibt ebenso, wonach sich die vorläufigen Kostenbeitrags- 
bescheide bemessen sollen. Auch erschließt sich nicht, auf 
welche Kriterien es bei der Ermessensentscheidung über 
den Erlass eines vorläufigen Kostenbescheides ankommen 
soll. Es stellt sich darüber hinaus die Frage, wie lange die 
vorläufigen Bescheide gültig sein sollen und wann ein end- 
gültiger Bescheid ergehen soll. Das rechtliche Verhältnis der 
vorgeschlagenen Absätze 4 und 6 ist damit ebenfalls unge- 
klärt. Ein vorläufiger Kostenbeitragsbescheid bei monatlich 
stark unterschiedlichem Einkommen konterkariert aber vor 
allem die ansonsten geforderte Bildung eines monatlichen 
Durchschnittseinkommens. Der zentrale Grund für die Bil- 
dung des Durchschnittseinkommens ist gerade, dass da- 
durch Einkommensschwankungen ausgeglichen werden. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 - Nummer 9 - § 98 Absatz 1 
Nummer 10 SGB VIII und Nummer 10 
Buchstabe f- § 99 Absatz 8 SGB VIII) 

Der Vorschlag wird hinsichtlich des Buchstabens a und zum 
Teil des Buchstabens b geprüft und im Übrigen abgelehnt. 

Eine der Hauptkritikpunkte an der bis 2008 durchgeführten 
Statistik zu den öffentlich geförderten Maßnahmen der Ju- 
gendarbeit bestand in der so genannten „doppelten Segmen- 
tialität“ der Datenerhebung, die dazu geführt hat, dass die 
erhobenen Daten seitens Praxis, Politik und Wissensehaft 
als wenig bis gar nicht aussagekräftig eingestuft wurden. 
Der berechtigte Vorwurf der doppelten Segmentialität bezog 
sich einerseits auf die bislang vier ausgewählten Maßnah- 
mearten (Kinder- und Jugenderholungen, außerschulische 
Jugendbildungen, internationale Jugendarbeit, Mitarbeiter- 
fortbildungen) sowie andererseits auf das seitens des Bun- 
desrates geforderte Kriterium der „öffentlichen Förderung“. 
Die öffentliche Förderung der Kinder- und Jugendarbeit 
kann in eine Projekt- und in eine Strukturforderung unter- 
gliedert werden. Durch eine Anknüpfung der statistischen 
Erhebung von Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit an 
öffentlieh geförderte Maßnahmen besteht die Gefahr, dass 
die auf einer öffentlichen Strukturförderung basierenden 
Angebote nicht berücksichtigt werden. 


Davon abgesehen ist in diesem Zusammenhang nicht zutref- 
fend, dass ein Bezug zur öffentlichen Förderung im Rahmen 
der Neukonzeption einer Statistik zur Kinder- und Jugend- 
arbeit vollständig aufgegeben wird. Vielmehr spielt dieses 
Kriterium in den Überlegungen des Statistischen Bundes- 
amtes zur so genannten „Berichtskreisfeststellung“, die 
nicht im SGB VIII geregelt wird, eine zentrale Bedeutung. 
Das heißt, dass bei der Bestimmung der auskunftspflichti- 
gen freien Träger Kriterien festgelegt werden müssen, um 
den so genannten „Berichtskreis“ zuverlässig bestimmen zu 
können. Es kann also nicht darum gehen, jede Organisation 
mit einem womöglich sporadischen Angebot der Kinder- 
und Jugendarbeit im Sirme des § 1 1 SGB VIII mit großem 
Aufwand zu recherchieren und mit in den Berichtskreis ein- 
zubeziehen. Vielmehr ist es notwendig, sich bei den freien 
Trägem der Jugendhilfe auf diejenigen zu konzentrieren, die 
nach § 75 Absatz 1 oder Absatz 3 als Träger der freien Ju- 
gendhilfe anerkannt sind bzw. öffentlich gefördert werden. 

Die Bundesregierang prüft vor diesem Hintergrund, ob und 
wie das Kriterium der öffentlichen Förderung im Gesetzes- 
text aufgegriffen und gleichzeitig im Hinblick auf die not- 
wendige Sicherstellung einer validen und reliablen empi- 
rischen Dauerbeobachtung der Kinder- und Jugendarbeit 
vermieden werden kaim, dass vor allem offene Angebote, 
grappenbezogene Angebote sowie Projekte und Veranstal- 
tungen, die über eine öffentliche Strakturförderang geför- 
dert werden, im Rahmen der statistischen Erhebungen nicht 
erfasst werden können. 

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen zur Kon- 
struktion von Erhebungsmerkmalen einer amtlichen Statis- 
tik zur Kinder- und Jugendarbeit beschränken sich auf die 
Erfassung eines notwendigen Kemdatenbestands. Eine amt- 
liche Statistik ist kein Ersatz für die Surveyforschung. Rele- 
vant für eine amtliche Erhebung zumindest im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe sollten nicht zuletzt vor dem Hin- 
tergrund einer möglichst zu vermeidenden Überforderung 
der Auskunftgebenden nur solche Merkmale sein, die ers- 
tens mit einem noch verhältnismäßigen Aufwand verfügbar 
sind und bei denen man zweitens mit Blick auf Praxis, Poli- 
tik und Wissenschaft von einem „dauerhaften“ Erkermtnis- 
interesse ausgehen karm, beispielsweise hinsichtlich der Re- 
levanz für strategische Steuerung und politische Gestaltung. 
Die Regelungen des Gesetzentwurfs zur Konstruktion einer 
amtlichen Statistik zur Kinder- und Jugendarbeit orientieren 
sich an diesen Grundsätzen. 

Für die vorgesehene Erfassung der Art der kooperierenden 
Schule bei schulbezogenen Angeboten (vgl. § 1 1 Absatz 3 
Nummer 3 SGB VIII) im Rahmen einer Neukonzeption der 
amtlichen Statistik zur Kinder- und Jugendarbeit spricht die 
nachhaltige Veränderung im Verhältnis von Kinder- und Ju- 
gendhilfe im Allgemeinen sowie Kinder- und Jugendarbeit 
im Besonderen und Schule in den letzten beiden Jahrzehnten. 
Hierauf verweist zuletzt auch der 14. Kinder- und Jugendbe- 
richt (vgl. Bundestagsdracksache 17/12200, S. 331 f). Über 
die amtliche Kinder- und Jugendhilfestatistik als Instrument 
einer empirischen Dauerbeobachtung kann diese Schnitt- 
stelle zwischen Kinder- und Jugendhilfe und Schule zukünf- 
tig besser sichtbar gemacht werden. Gemeinsame Arbeits- 
kontexte, wie sie auch im § 1 1 SGB VIII mit der „schulbezo- 
genen Jugendarbeit“ beschrieben werden, haben sich etab- 
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liert und gehören heute fest zum Arbeitsfeld der Kinder- und 
Jugendarbeit. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Erfassung von Teilneh- 
menden und Besucheriimen bzw. Besuchern in Bezug auf 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit können Hinweise 
zur zentralen Frage nach der Reichweite der Angebote der 
Kinder- und Jugendarbeit liefern. Angesichts der differen- 
zierten Adressatengruppen der Kinder- und Jugendarbeit 
von jungen Menschen im Alter von sechs bis unter 27 Jah- 
ren ist eine Altersdifferenzierung notwendig. Der Vorschlag 
des Bundesrates zur Streichung des Alters der Teilnehmen- 
den und BesucherZ-irmen geht von einer metrischen Skalie- 
rung dieses Erhebungsmerkmals aus, also von einer Zäh- 
lung der Anzahl von jungen Menschen nach Altersgruppen 
und Altersjahren, ln den bisherigen, mit der Fachwelt kom- 
munizierten und diskutierten Überlegungen zur Konstruk- 
tion eines Erhebungsbogens ist dies jedoch nicht vorgese- 
hen. Vorgeschlagen wird vielmehr eine nominale Skalierung 
dieses Erhebungsmerkmals. Erfasst wird somit, inwiefern 
junge Menschen aus bestimmten Altersgruppen an Angebo- 
ten der Kinder- und Jugendarbeit teilnehmen. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe aa - § 101 Absatz 1 Satz 3 
SGB Vlll) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Eine alternierend Durchführung der Erhebung über die An- 
gebote der Jugendarbeit nach § 99 Absatz 8 SGB Vlll und 
der Erhebung über die Einrichtungen und tätigen Personen 
in der Kinder- und Jugendhilfe (ohne Tageseinrichtungen 
für Kinder) nach § 99 Absatz 9 SGB Vlll erscheint aus Kos- 
tengründen und vor dem Hintergrund des aus den jeweils 
unterschiedlichen Erhebungskonzepten resultierenden Auf- 
wands sinnvoll. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b Dop- 
pelbuchstabe bb - § 102 Absatz 2 Num- 
mer 6 SGB Vlll) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehene 
Neufassung von § 102 Absatz 2 Nummer 6 SGB Vlll soll 
zur Rechtssicherheit bei der Organisation einer amtlichen 
Statistik zur Kinder- und Jugendarbeit beitragen. So zählt zu 


den Kemgedanken des revidierten Erhebungskonzepts, den 
Berichtskreis inhaltlich nicht wie bisher über die Art der an- 
gebotenen Kinder- und Jugendarbeit, sondern über die Art 
der anbietenden Träger zu bestimmen. Dies verspricht eine 
wesentliche Erleichterung der Erhebungsorganisation. Die 
Bundesregierung geht davon aus, dass hierüber auch ein er- 
hebungstechnisches Problem gelöst wird: Da laut länder- 
übergreifenden Ausführungsbestimmungen zur Gewährung 
der Anerkennung nach § 75 Absatz 1 SGB Vlll diese vor- 
nehmlich nachweislich längerfristig und im nennenswerten 
Umfang in der Jugendarbeit aktiven Trägem Vorbehalten 
sein soll, erfolgt mit entsprechendem Zuschnitt des Be- 
richtskreises eine automatische Konzentration der Erhebung 
auf diejenigen statistischen Einheiten, die die Masse der Er- 
hebungsinformationen bereitstellen bei gleichzeitigem Aus- 
schluss unerwünschter Datengeber (kurzlebige, nur punktu- 
ell tätige und schwer zu ermittelnde Anbieter von Jugend- 
arbeit). Hierauf verweisen auch Recherchen des Statis- 
tischen Bundesamtes sowie der Arbeitsstelle Kinder- und 
Jugendhilfestatistik. 

Zu Nummer 8 (Artikel 3 Absatz 1 - Inkrafttreten) 

Der Vorschlag wird abgelehnt. 

Die Verwaltungspraxis der wirtschaftlichen Jugendhilfe 
wartet dringend auf die Weiterentwicklung des Kosten- 
beitragsrechts, vor allem weil die Kostenbeitragstabelle als 
Anlage der geltenden Kostenbeitragsverordnung mangels 
Wahmng des unterhaltsrechtlichen Selbstbehalts nicht mehr 
angewandt werden kaim und daher aufwändige unterhalts- 
rechtliche Vergleichsberechnungen notwendig sind. Dies ist 
ein zentraler Regelungsaspekt der ersten Verordnung zur 
Ändemng der Kostenbeitragsverordnung. Die Ändemngs- 
verordnung - einschließlich der weiterentwickelten Kosten- 
beitragstabelle - kann nur in Kraft treten und Anwendung 
finden, wenn auch deren gesetzliche Grandlagen im 
SGB VIII schnellstmöglich in Kraft treten. Die Praxis ist 
auch auf die anstehenden Änderungen vorbereitet. Vor die- 
sem Hintergrund sind drei Monate für die Bewerkstelligung 
der notwendigen Umstellungen vollkommen ausreichend. 

Der Vorschlag erfasst auch Artikel 2 - Änderung des Zwölf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch. Die dort vorgesehene Verlän- 
gerung der Befristung des § 54 Absatz 3 SGB XII (Hilfe für 
die Betreuung in einer Pflegefamilie) muss vor dem 1. Ja- 
nuar 2014 in Kraft treten. 
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